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EDITORIAL 

Auch wenn nicht alles so gelaufen ist, wie wir uns das erträumt haben, wollen wir doch mit dieser Broschüre unseren 
Widerstand gegen die staatlichen Jubelfeiern anläßlich des "Tages der deutschen Einheit" am 02. und 03. Oktober 1993 
in Saarbrücken dokumentieren. Für diese Entscheidung haben wir eine Menge Gründe, die wir hier nicht alle im Einzel¬ 
nen darlegen wollen. Einige sollen jedoch näher betrachtet werden: 

- Die Berichterstattung der öffentlich-rechtlichen und privaten Medien zu unserem Widerstand war - wenn sie über¬ 
haupt stattfand - vor, während und nach den beiden Tagen verlogen, zynisch und voller Hetze. Diesen Medien-Dreck 
wollen wir so nicht stehen lassen. Die einzigen, die aus einem realen Verhältnis heraus solidarisch und wirklichkeits¬ 
getreu berichteten, waren die Menschen von Radio "Harte Zeiten". Dieses Radio wurde nach der Sendung, in der ein 
Beitrag zu unserem Widerstand am 02. und 03. Oktober und ein Beitrag zu den Morden in Stammheim am 
18.10.1977 gebracht wurde, von der Landesanstalt für das Rundfimkwesen verboten. 

- Auch wenn es einiges mit dem ersten Punkt gemeinsam hat: Unsere Geschichte - die Geschichte des Widerstands - 
schreiben wir selbst und dazu brauchen wir weder die HERRschenden noch deren journalistische oder wissenschaftli¬ 
che Lohnschreiberlnnen. So soll und kann diese Broschüre auch Menschen, die dabei sind, ihren Widerstand zu ent¬ 
wickeln, ein paar Anregungen bieten und zeigen, daß auch schwache und unorganisierte Kräfte kein Grund sind, un¬ 
serem Widerstand keinen praktischen Ausdruck zu verleihen. 

- All die Menschen, die sich in der Vorbereitungsgruppe, in der Demoleitung oder in der Broschüren-Redaktion betei¬ 
ligt haben, überlegen in der einen oder anderen Weise an der Frage der Organisierung antifaschistischer, antisexisti¬ 
scher und antiimperialistischer Kräfte nicht nur in Deutschland. Wir sehen die in dieser Broschüre dokumentierten 
Texte auch als einen authentischen Beitrag in der Diskussion um unsere Organisierung. 

Zum Schluß wünschen wir Euch allen noch Spaß beim Lesen und Mut, Kraft und Erfolg in den anstehenden Auseinan¬ 
dersetzungen. 

Wer nicht kämpft, stirbt auf Raten! 

Die Redaktion m 1 «v 



AUFRUF ZUR DEMONSTRATION GEGEN DIE STAATLICHEN "WIEDERVEREINI- 
GUNGS"-FEIERN AM 02. OKTOBER 1993 IN SAARBRÜCKEN 


Am 3. Oktober 1993 wollen die HERRschenden der 
selbsternannten Großmacht Deutschland den dritten 
Jahrestag der "Wiedervereinigung" feiern. Für die 
Mehrheit der Menschen in unserem T and gibt es 
keinen Grund zu feiern. 

Drei Jahre nach der Annexion der DDR ist Arbeits¬ 
losigkeit eher der Normalzustand. Immer offensicht¬ 
licher werden Menschen nach ihrer Verwertbarkeit 
für das Kapital beurteilt. Aber auch diese Verwert¬ 
barkeit sichert niemandem den Arbeitsplatz - die 
Konzerne benötigen in der Produktion immer weni¬ 
ger Arbeitskräfte und so werden immer mehr Men¬ 
schen ins soziale Abseits, auf Arbeitslosengeld, So¬ 
zialhilfe oder gleich über die Grenzen dieses Landes 
abgeschoben. Damit nicht genug. Zugleich werden 
unverhohlen Einschnitte in das sogenannte "Soziale 
Netz" durchgeführt - von der Diskussion von Teil¬ 
krankenscheine über zeitliche Kürzungen von Ar¬ 
beitslosen- und Sozialhilfe bis hin zur faktischen Ab¬ 
schaffung des Asylrechts wird den Menschen, die 
sowieso gerade das Nötigste zum Leben haben, da¬ 
von noch genommen, um die Profitwünsche einer 
winzigen HERRschafts-Elite zu befriedigen. Der 
Boden für diesen radikalen Sozialabbau wird durch 
eine unvergleichliche Medien-Hetze gegen Auslän¬ 
derinnen, sozial Schwache, Behinderte und andere 
Gruppen bereitet. Diese Propaganda bleibt nicht oh¬ 
ne Wirkung. Ihre Protagonisten in Medien, Behör¬ 
den und Wirtschaft leisten Beihilfe zu den Morde 
und Angriffe auf Ausländerinnen, zu den Überfallen 
auf Behinderte, Schwule, Drogenabhängige, zu den 
Angriffen und Morden an politisch aktiven Men¬ 
schen. 

Zugleich wird der Straßenterror der Nazi-Banden 
benutzt, um jeden Versuch von Selbstorganisierung, 
jeden Ansatz zur Befreiung von Formen des HERR¬ 
schenden Machtmonopols zu bedrohen und zu krimi¬ 
nalisieren. 

Diese reaktionäre Mobilisierung findet z.B. einen 
Ausdruck in der Verschärfung des § 218, mit der 
den Frauen das Recht auf Selbstbestimmung abge¬ 
sprochen wird und sie der Kontrolle und Bevormun¬ 
dung durch Männer in "Beratungsstellen", Kliniken, 
Behörden usw. unterstellt werden. 

Die sexuelle und emotionale Ausbeutung von Frauen 
stützt sich auf einen breiten gesellschaftlichen Kon¬ 
sens, der Vergewaltigungen nur voyeuristisch am 
Rande und die "alltägliche" Gewalt gegen Frauen in 
der Familie, in der Freizeit und am Arbeitsplatz gar 
nicht zu Kenntnis nimmt. Dieser Sexismus findet 


auch einen rassistischen Ausdruck darin, daß sexuel¬ 
le Unterdrückung nicht als Fluchtursache und Asyl¬ 
grund anerkannt wird. Es gibt nicht einmal ein ei¬ 
genständiges Aufenthaltsrecht für Frauen. 

So sehen sich ausländische Frauen einer doppelten 
Unterdrückung und Verfolgung ausgesetzt - als Aus¬ 
länderinnen den rassistischen Angriffen von Straßen¬ 
banden und Staat, als Frauen der sexistischen Über¬ 
griffen von Männern und Staat. 

Die neue Qualität in der Politik der HERRschenden 
klasse zeigt sich ebenfalls deutlich in den verlogenen 
"Friedensmissionen" der Bundeswehr wie jetzt z.B. 
in Somalia. Aber nicht um "Frieden" geht es ihnen, 
wenn sie von Deutschlands "neuer weltpolitischen 
Verantwortung" reden, sondern darum, sich im Ver¬ 
ein der anderen imperialistischen Staaten einen An¬ 
teil an den neuverteilten Märkten und militärisch ge¬ 
sicherten Rohstoffquellen zu sichern. 

Diese zynische, menschenverachtende Politik wollen 
die HERRschenden Großdeutschlands und ihre 
Kumpane aus anderen Staaten Europas am 03.10. in 
Saarbrücken feiern. 

Gegen diese "Feiern" Widerstand zu leisten, minde¬ 
stens unseren Protest zum Ausdruck zu bringen, hat 
etwas mit Zivilcourage zu tun und sollte eigentlich 
selbstverständlich sein. 

Wir können und wir wollen uns nicht darauf heraus¬ 
reden, von nichts etwas gewußt zu haben. Wir wer¬ 
den uns nicht damit begnügen, Mißstände eines un¬ 
menschlichen HERRschafts-Systems anzuprangem - 
Lichterketten, Schweigemärsche und Resolutionen 
als Lippenbekenntnisse allein reichen nicht. 

JedeR ist gefordert, der reaktionären Entwicklung in 
der Gesellschaft etwas entgegenzusetzen. 

Darum werden wir gegen die Deutschland-Feier der 
HERRschenden eine Demonstration mit Kundge¬ 
bung durchführen. 

Wir sind davon überzeugt, daß in einer menschen¬ 
würdigen Gesellschaft die Rechte von Frauen, Män¬ 
nern und Kindern gewährleistet sind, daß weder Ge¬ 
schlecht, Hautfarbe oder Geburtsort eine Rolle in 
der Beurteilung von Menschen mehr spielen, daß die 
natürlichen Ressourcen verantwortungsbewußt be¬ 
handelt werden und der Reichtum, den Millionen 
Menschen täglich produzieren, eben diesen Men¬ 
schen zugute kommt. Dies kommt nur zustande 
durch eine gesamtgesellschaftliche Veränderung, 
durch die radikale Umwälzung der bestehenden Pro¬ 
duktionsverhältnisse und durch die Abschaffung der 
HERRschaft des Menschen über den Menschen. 


Für eine starke antifaschistische Organisierung! 

Gegen den Sozialabbau - Solidarität mit den Hungerstreikenden in Bischofferode! 
Trotz alledem: Offene Grenzen - Bleiberecht für alle 
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Einschätzung der vorbereitungsgruppe 


Wir haben uns im April 1993 zusammengesetzt und 
überlegt ob und was wir gegen die zentralen Jubel¬ 
feiern zum "Tag der deutschen Einheit" in Saarbrük- 
ken tun wollen. Unser gemeinsamer Ausgangspunkt 
war diese Jubelfeiern nicht ohne Gegenaktivitäten 
hinzunehmen. 

Daraus hat sich die Vorbereitungsgruppe gebildet 
und versucht klarzukriegen wie wir die Mobilisie¬ 
rung politisch und praktisch anpacken können. Wir 
waren von Anfang an wenige in der Vorbereitungs¬ 
gruppe. Mit unseren offenen Treffen haben wir die 
Hoffhung verbunden, daß sich unsere Gruppe ver¬ 
größert, um mit mehr Menschen die Diskussionen 
und die Praxis um die Gegenaktivitäten verantwort¬ 
lich in die Hand zu nehmen. 

Diese Hoffhung hat sich nicht erfüllt, bis zum Okto¬ 
ber hat sich unsere Gruppe nicht vergrößert 
Dies war sicher mit ein Grund, warum wir uns letzt¬ 
lich dafür entschieden haben die Demonstration am 
2.10. in Saarbrücken zu organisieren. Unser eigener 
Prozeß in der Vorbereitungsgruppe und die mangeln¬ 
de Bereitschaft von anderen Gruppen die Gegenakti¬ 
vitäten verantwortlich mitzutragen, hat die Umset¬ 
zung unserer ursprünglichen Vorstellungen von Ver¬ 
anstaltung, Aktionstage, Demonstration etc. nicht 
zugelassen. Wir waren nicht in der Lage diese Vor¬ 
stellungen politisch und praktisch zu initiieren und 
einen politischen Rahmen dafür zu schaffen. 

Die Probleme auf die wir gestoßen sind wollen wir 
auch transparent machen. Wir denken auch, daß dies 
nicht losgelöst von der Situation der Linken in der 
BRD zu sehen ist. Schließlich sind wir Teil der Lin¬ 
ken! 

Die vorhandenen Probleme drückten sich von An¬ 
fang an auf allen Vorbereitungstreffen, im lustlosen 
Herangehen an praktische Arbeiten und im ungenau¬ 
en, oberflächlichen Umgehen miteinander aus. Unse¬ 
re Motivation, "etwas tun" zu wollen, kam nicht aus 
einem klaren, politischen Verständnis der Bedeutung 
der "Feiern" vom 02. und 03.10., sondern - auf der 
Grundlage eines diffusen anti-nationalen Konsens - 
aus der Notwendigkeit, daß diese "Feiern" dieses 
Mal ausgerechnet in Saarbrücken stattfinden mußten. 
Es wäre nicht falsch gewesen, von dieser Notwen¬ 
digkeit auszugehen und Demo sowie Aktionstag auf 
der Grundlage zu organisieren, daß wir "etwas ge¬ 
gen die Feiern" haben. Falsch war es, daß wir inner¬ 
halb und außerhalb der Vorbereitungsgruppe keine 
Klarheit über unseren begrenzten Ansatz herstellten 
und daß sich daraus kein klares Ziel, was wir mit 
Demo und Aktionstag erreichen wollten, entwickeln 
konnte. 

Durch eine ungenaue Bestimmung und ohne ein ge¬ 
meinsames Ziel bleibt jede politische Entwicklung 
mehr oder weniger dem Zufall überlassen. 


Konkret stellte sich dieses unklare Verhältnis so dar, 
daß wir auf den Vorbereitungstreffen viel Zeit mit 
Nebensächlichkeiten vergeudeten. Wir waren, was 
die Vorbereitungsarbeiten anging, alle ziemlich lust¬ 
los. Oft wurden notwendige Arbeiten von einem auf 
das nächste Treffen verschoben. Bei der Suche nach 
Bündnispartnern und interessierten Menschen waren 
wir nachlässig, aber auch unsere Ankündigungen 
und Bekanntmachungen im "Antifa-Rundbrief, auf 
dem Antifa-Plenum usw. gab es wenig Resonanz. 
Menschen, die erst mal Interesse bekundeten, kamen 
dann doch nicht zu den Vorbereitungstreffen. Beim 
Plakatentwurf entwickelten wir nicht gerade allzuviel 
Phantasie. Einen starken Moment in der Vorberei¬ 
tung stellte die Abfassung des Aufrufs dar - in einer 
guten Diskussion wurde der zusammen/gemeinsam 
geschrieben, auch wenn viele Begriffe nicht genug 
geklärt und im Vorfeld inhaltlich nicht ausreichend 
diskutiert waren. Überhaupt war unsere Haupt¬ 
schwäche, daß in der Vorbereitungsgruppe inhaltlich 
wenig entwickelt wurde. Weder über die Frage, was 
diese "Feiern" genau bedeuten, noch über die politi¬ 
schen und gesellschaftlichen Veränderungen, die seit 
der Einverleibung der DDR in Deutschland stattge¬ 
funden haben wurde intensiv diskutiert. Wir schaff¬ 
ten uns auch keine Klarheit über Begriffe wie "reak¬ 
tionäre Mobilisierung", "out-of-area", "rassistischen 
Konsens" usw. 

Insgesamt können wir sagen, daß die technische 
Vorbereitung der Demo einigermaßen gut lief, je¬ 
doch etwas langwierig war. Der Aktionstag war völ¬ 
lig unvorbereitet. Jetzt, im Nachhinein, haben wir 
einige zentrale Fragen unserer politischen Schwierig¬ 
keiten herausgearbeitet. Wesentlich scheint uns zu 
sein, daß hier in Initiativen die politische Verantwor¬ 
tung von der Mehrzahl der Beteiligten nicht wahrge¬ 
nommen wird. Wir meinen damit, daß sich viele 
Menschen auf Treffen und Plena nicht zu Wort mel¬ 
den oder an der Diskussion beteiligen, nebensächli¬ 
che Privatgespräche führen oder unverbindlich Ideen 
und Anregungen Vorbringen, für deren Umsetzung 
sie jedoch keinen Finger rühren wollen. Überhaupt 
wird praktische Arbeit nur von wenigen geleistet und 
die Mehrheit wünscht diese Arbeit zu konsumieren, 
ohne einen eigenen Anteil daran zu haben. Damit 
werden soziale Isolation und Hierarchien innerhalb 
unserer Strukturen reproduziert. Die Möglichkeit zur 
Veränderung der eigenen Situation durch Eigenver¬ 
antwortung und Selbstbestimmung wird nicht wahr¬ 
genommen. Für uns folgt aus den gemachten Erfah¬ 
rungen, daß wir untereinander die Diskussion weiter 
suchen und fortfahren werden. Nur in der Auseinan¬ 
dersetzung mit den eigenen Widersprüchen und 
Schwächen können wir unsere Organisierung errei¬ 
chen. 


REDEBEITRAG DER VORBEREITUNGSGRUPPE 

Heute und morgen feiern die Herrschenden hier in Saarbrücken die Einverleibung der DDR. Doch was 
gibt es da zu feiern? 

Das neue Großdeutschiand! 

Der Sieg über den sozialistischen Feind und die schier unbegrenzten neuen Möglichkeiten, die sich 
daraus ergeben: 

1. der Einsatz der Bundeswehr in Somalia 

2. die Riesenprofite bei der Abwicklung der DDR durch die Treuhand für die westdeutschen Konzerne 

3. neue Biiliglohnländer vor der Haustür 

4. die militärische Sicherung von Rohstoffquellen weltweit und die daraus folgende soziale und 
wirtschaftliche Verelendung, die auch in diesem Land nicht halt macht. Die Auswirkungen kennen 
wir - zunehmende Arbeitslosigkeit, Sozialabbau, Eingriffe ins Tarifrecht, Obdachlosigkeit, 
Kriminalisierung von Abtreibungen, Abschaffung des Artikel 16 GG, offener Rassismus. 

Es wird eine Politik betrieben der Ausgrenzung, Repression und Gewalt. 

Während Politikerinnen in Bonn die Stimmung mit faschistischen Wortschöpfungen wie "Das Boot ist 
voll'', "Überfremdung", "Asylmißbrauch'' ihre Asyldebatte hochheizen, feiern es die Faschisten mit 
Übergriffen und Pogromen. Hoyerswerda, Saarlouis, die Ermordung von Samuel Yeboah, Mannheim, 
Rostock, Mölln sind das Ergebnis einer massiven Hetze gegen Menschen, die vor Krieg, Folter, Hunger, 
sexistischer und/oder politischer Verfolgung hierher geflüchtet sind. 

Das Zusammenspiel von Medien, Schreibtischtätern in Bonn und Faschisten führte zur Abschaffung 
des Art. 16, was die Faschisten am Tag darauf in Solingen mit fünffachem Mord feierten. 

Rassistische Angriffe sind in Deutschland zu Alltäglichkeit geworden. Durch die faktische Abschaffung 
des Art. 16 GG ist eine weitere Hürde auf dem Weg der reaktionären und faschistischen Mobilisierung 
genommen worden. 

Großdeutschland schottet sich ab. Alle, die nicht der Verwertbarkeit und den Profitinteressen der 
Konzerne entsprechen, sind hier unerwünscht. Jede Form von Widerstand gegen die Faschisten und 
gegen die reaktionäre Entwicklung wird vom Staat konsequent unterdrückt und kriminalisiert. So z.B. 
die vier Antifaschisten aus Kaiserslautern, die nach einer Demo in Saarbrücken auf ihrer Heimfahrt von 
der Polizei unter fadenscheinigen Begründungen festgenommen wurden. 

Ihnen wurde vorgeworfen, einen Treffpunkt der Neonazis, die Kneipe "Spinnrädchen'' in St. Ingbert, 
angegriffen zu haben. 

Trotz aller Widersprüche bei den Ermittlungen und Zeugenaussagen im Prozeß wollen Staatsschutz und 
Staatsanwaltschaft unbedingt eine Verurteilung der vier durchsetzen. 

Wir müssen versuchen, ihre Lügen und Konstrukte trotz unserer derzeitigen Schwäche zu entlarven. 
Das kann nur durch eine starke antifaschistische Organisierung passieren, die es jetzt aufzubauen gilt. 
Darum wollen wir heute eine starke, entschlossene Demonstration durchführen und den Herr¬ 
schenden ihre Feiern vermiesen. 


REDEBEITRAG “WILDER ZUSAMMENHANG KAISERSLAUTERN“ 

Zeitgleich zu den Jubelfeiern hier in Saarbrücken findet morgen in Ramstein auf dem NATO-Flugplatz 
unter dem Motto "Einheit durch Partnerschaft' ein sogenanntes Freundschaftsfest statt. 

Gefeiert werden 40 Jahre Flugplatz und drei Jahre “deutsche Einheit“ - den fünften Jahrestag des 
Desasters, bei dem weit über 70 Menschen getötet und hunderte verletzt wurden, lassen sie diskret 
außen vor. Schon in den Jahren vor der Horror-Show '88 gab es zum Teil massive Proteste und 
Widerstand nicht nur gegen den Flugtag selbst, sondern auch und gerade gegen die Air Base als 
solche und deren Funktion als NATO- und US-Luftwaffen-Hauptquartier in Europa. 

Ramstein Air Base war und ist einer der wichtigsten Dreh- und Angelpunkte imperialistischer 
Kriegsführung. Ob Vietnam, Libyen, Irak oder aktuell Somalia, Ramstein Air Base steht für Massaker bis 
hin zu Völkermord zur Sicherung der HERRschaftsinteressen der westlichen Allianz. 

Ging es ihnen damals noch um den Kampf gegen den Kommunismus, so ist heute die weltweite 
Durchsetzung der kapitalistischen "Neuen Weltordnung'' ihr erklärtes Ziel. 

So wird in Somalia unter dem Deckmantel humanitärer Hilfe und Friedenssicherung die Bevölkerung 
terrorisiert und mit Gewalt ein System installiert, das in die "Neue Welt“ paßt, d.h. den westlichen 
Industrienationen die problemlose Ausbeutung ermöglicht. 

Außerdem ist bekannt, daß der Einsatz von US-Soidaten in Bosnien in der letzten Vorbereitungsphase 
ist. 

F-16 werden zu Rosinenbombern und Kriegstreiber zu Friedensengeln. 

Während die entmündigten Völker hungern, unterdrückt und ermordet werden, feiern die Nutznießer 




der "Neuen Weltordnung'' in Ramstein ihre Freundschaft, eine Freundschaft zweier rassistischer 
Nationen, die sich gegen die Opfer ihrer Politik durch immer höhere Mauern abschotten. Dies 
manifestiert sich in der menschenverachtenden Flüchtlingspolitik und -Gesetzgebung der Festung 
Europa wie der USA. 

Unter diesen Gesichtspunkten gibt es für uns keinen Grund zu feiern. Auch die Angehörigen der Toten 
und die Opfer der Katastrophe von '88 sehen in diesem Volksfest ein makaberes Schauspiel, das sie 
mit einem Jahrmarkt auf einem Friedhof vergleichen. Auch sie sind Opfer der Mordmaschinerie NATO, 
die auf der Welt immer mehr Friedhöfe füllt. 

Doch was hier Unfall war, ist für Millionen von Menschen im Trikont seit Jahrzehnten blutige Realität. 



Wir grüßen die Menschen, die morgen gegen die Feiern auf der Ramstein Air Base protestieren 
werden. 

Kampf der imperialistischen Kriegspolitik von USA, NATO und UNO! 

Solidarität mit allen Menschen, die sich gegen die "Neue Weltordnung" zur Wehr setzen! 

Liebe und Kraft allen kämpfenden Genossinnen! 

Freiheit für alle revolutionären Gefangenen! 

Offene Grenzen für alle! 

Hoch die internationale Solidarität! 


REDEBEITRAG "JUNGE LINKE SAARBRÜCKEN" 


Morgen wird in ganz Deutschland die Wiedervereinigung gefeiert werden. 


Aber was wird eigentlich gefeiert? Die Steuererhöhung? Die sozialen "Einsparungen"? Die ganzen 
Probleme, die diese Vereinigung mit sich zieht? 

Aber die Oberschicht der Bevölkerung hat ja morgen Grund zum Jubeln. Sie betrifft es ja nicht. Es 
betrifft ja wie immer "nur" Alte, sozial Schwache, Kranke, Kinder, anstatt daß diese Einsparungen an 
denen ausgelassen werden, die eh genug haben, fehlt es in Kindergärten, Krankenhäusern, 
Altenheimen, Asylbewerberheimen. Werden die anwesenden Politiker überhaupt nur einen Blick an 
die Obdachlosen in dieser Stadt verschwenden? 

Mit dieser Demonstration gegen die Jubelfeiern wollen wir dazu unsere Meinung äußern und auf die 
Fehler und Probleme hinweisen, die ein solches Spektakel mit sich bringt. 



Wir finden es ungerecht und unüberlegt gehandelt, wenn trotz der immer steigenden Steuern und der 
immer größer werdenden Staatsverschuldung eine Unsumme an Geldern für eine derartige Feier 
geradezu "aus dem Fenster hinausgeschmissen wird" anstatt diese sinnvoll für sozial Schwächere und 
für die wirklichen Probleme einzusetzen. Ebenfalls zur Unterstützung von Menschen, die auch von der 
Bevölkerung ausgestoßen werden, wie Lesben, Schwule, Behinderte. 

Zudem scheint es, daß die jetzige Regierung nur einem Ziel entgegensieht: Den Gewinn der kom¬ 
menden Wahl und dieses ohne einen Gedanken an die wirtschaftliche Lage des Staates, will heißen, 
die Politiker bemühen sich zwar um die Wahlergebnisse, doch die Probleme, die sie zu lösen hätten, 
um die Mehrheit der Bevölkerung zu unterstützen, liegen ihnen völlig fern. 



Doch das Geld und dieses ist nicht allein der Grund unserer Ablehnung der Wiedervereinigungsfeiern. 
Die größte Gefahr besteht in den Neonazis, die durch die Politik dieser Wiedervereinigung noch 
stärker vertreten sind. 

Keine Macht den Unterdrückern! 

Keine Macht der Bedrohung von rechts! 
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Redebeitrag Radio "Harte Zeiten - Widerstand in Politik und Kultur" 

FÜR DIE WÜRDE DES MENSCHEN, FÜR DIE FREIHEIT UND FÜR DIE EINHEIT DER 
KÄMPFE! 


Als vor drei Jahren die DDR "wiedervereinigt" wur¬ 
de, sind die Fragen und Vorstellungen vieler Men¬ 
schen darüber, wie eine basisdemokratische Ent¬ 
wicklung und Veränderung aussehen kann, vom 
westdeutschen Kapital vereinnahmt und aufgefressen 
worden. Die Firma Treuhand organisierte an vorder¬ 
ster Front den Ausverkauf der DDR. 

Parallel zu der kapitalistischen Wiedervereinigung 
startete der Staat einen Propaganda- und Rachefeld¬ 
zug gegen die ehemalige DDR und die Menschen, 
die dort lebten. So inszenierten sie eine regelrechte 
StaSi-Paranoia mit der entsprechenden Verfolgung, 
sie machten Honecker und anderen Repräsentanten 
der ehemaligen DDR den Prozeß, eröffheten Prozes¬ 
se gegen alte Antifaschisten, die nach '45 in der 
DDR lebten. Momentan zeichnet sich eine neue Wel¬ 
le von Berufsverboten ab - diesmal in den neuen 
Bundesländern. Die erste Welle der Berufsverbote 
lief in der BRD in den 70er Jahren gegen Kommuni¬ 
sten, unter der SPD-Regierung Brandt. Im Rahmen 
dieser ganzen Propaganda verurteilten die Herr¬ 
schenden in der BRD auch die Isolationshaft in der 
DDR als "weiße Folter". 

Die DDR war ein bürokratischer und verstaatlichter 
Sozialismus, der Versuch eines "anderen Deutsch¬ 
lands" ist gescheitert. Dies bedeutet jedoch kein En¬ 
de der Geschichte von Kiassenkämpfen und es heißt 
erst recht nicht, daß der Kapitalismus und deren 
selbsternannte "neue Weltordnung" eine Lebensper¬ 
spektive für die Mehrheit der Menschen sein kann, 
die DDR beinhaltete historisch gesehen keine be¬ 
freiende Alternative zum Kapitalismus. Wir sprechen 
jedoch den kapitalistischen Machteliten jede Legiti¬ 
mation dazu ab, die DDR zu verurteilen, im Übrigen 
verstößt dieses Vorgehen der BRD - wie z.B. Pro¬ 
zesse - gegen jede internationales Völkerrecht. 

Jede und jeder der hier Anwesenden weiß, daß die 
BRD seit Jahrzehnten Isolationsfolter als Mittel der 
Aufstandsbekämpfung einsetzt. Stammheim steht 
weltweit für Vernichtung und Klassenjustiz. Bereits 
1972, als die ersten Genossen und Genossinnen der 
RAF verhaftet wurden, hat der Bundesgerichtshof 
das 24-Punkte-Programm der Isolationsfolter ver- 
rechtlicht. 

Von Land zu Land unterscheiden sich die Versuche 
der Herrschenden in der Brechung des politischen 
Widerstands in Nuancen und Formen, der jeweiligen 
gesellschaftlichen Klassenkampflage entsprechend. 
Aber es geht ihnen immer um das Gleiche: eine be¬ 
freiende und deshalb grundlegende Veränderung der 
gesellschaftlichen Verhältnisse zu verhindern. 

Die Isolationsfolter zielte von Anfang an auf die 
Vernichtung und Zerstörung der politischen Gefan¬ 


genen. 

Daran sowie an ihrem grundsätzlichen Ausmerzver¬ 
hältnis gegen jede linke Fundamentalopposition hat 
sich nicht geändert. Und es wird sich daran auch 
nichts ändern, wenn es nicht von unten erkämpft 
wird. 

Wir dürfen nicht auf das Gerede von Kinkel und 
Konsorten reinfallen, denn es soll linke Opposition 
ruhigstellen, ist teil der Aufstandsbekämpfung gegen 
linke Fundamentalopposition. 

Ich will ein paar Beispiele benennen, die belegen, 
daß dieser Staat ungebrochen mit seinem Vernich¬ 
tungsinteresse weiter macht: 

- Wolfgang Grams - ein Genosse aus der RAF - 
wurde diesen Sommer von der Killertruppe 
GSG 9 in Bad Kleinen aus nächster Nähe er¬ 
schossen. Dazu gibt es Zeugenaussagen, wie z.B. 
von der Kioskbesitzerin. 

Wolfgang war kein Einzelfall, vielmehr steht sei¬ 
ne Liquidierung in ungebrochener Tradition mit 
dem Nazifaschismus und der BRD-Nachfolgede- 
mokratie. 

- die Morde in Stammheim am 18. Oktober 1977 
an den Gefangenen aus der RAF wurden zu 
Selbstmorden gemacht. Die Züricher Polizei er¬ 
stelle damals ein sogenanntes imabhängiges Gut¬ 
achten. Es war die gleiche Stelle, die heute den 
Mord an Wolfgang zu einem Selbstmord machen 
will. 

Inzwischen laufen etliche Ermittlungsverfahren 
wegen § 129a gegen Menschen, die gesagt oder 
geschrieben haben, daß Wolfgang ermordet wur¬ 
de. 

- Birgit Hogefeld, Genossin aus der RAF, wurde in 
Bad Kleinen verhaftet, seitdem ist sie in Bielefeld 
im Hochsicherheitstrakt totalisoliert. 

- Gegen mehrere Gefangene aus der RAF läuft eine 
neue Welle von Staatsschutzprozessen auf Grund 
der Aussagen der in der DDR verhafteten ehema¬ 
ligen RAF-Mitglieder. Diese Kronzeugen und ih¬ 
re erpressten und erkauften Aussagen sollen die 
Grundlage für die lebenslängliche Verurteilung 
sein. 

Zur Zeit läuft der Prozeß gegen Ingrid Jakobs¬ 
meier in Stammheim. Sie wäre jetzt im Oktober 
rausgekommen, da sie ihre neunjährige Haftstrafe 
abgesessen hat. Mit dem neuen Prozessen soll sie 
und die anderen lebenslänglich im Knast bleiben. 

- Die Anträge der politischen Gefangen auf Entlas¬ 
sung nach sehr langer Isolationshaft und Haftun¬ 
fähigkeit wurden abgelehnt. Dies ist eine politi¬ 
sche Entscheidung. 




- Nach wie vor gelten Sonderhaftbedingungen und Gefängnissen mehrmals kritisiert. Die BRD hat 
Sondergesetze für die Verfolgung linker Funda- schon lange die Anti-Folter-Konvention ratifiziert, 
mentalopposition, nach wie vor gibt es Vernich- Selbst nach ihren eigenen Verträgen wären sie daran 
tungshaft. gebunden, die Isolationshaft aufzuheben. Nach inter- 

Diese Beispiele markieren einen Ausschnitt der ge- nationalem Recht handelt dieser Staat permanent 
sellschaftlichen Realität, die wir grundlegend verän- rechtswidrig. Aber so ist das mit diesem Rechtsstaat, 
dem wollen. Darauf müssen wir unsere Blicke rieh- sobald die bürgerlichen Rechte den kapitalistischen 
ten und nicht auf das Geschwätz der Machteliten In Machtcliquen im Wege stehen, werden sie abge- 
Bezug auf die politischen Gefangenen geht es uns um schafft. 

einen Prozeß, in dem wir die Freiheit der politischen Das macht deutlich, daß Menschenrechte hier und 
Gefangenen erkämpfen! international von unten erkämpft werden müssen. Sie 

Isolationshaft ist international als Folter geächtet, werden uns von keinem Staat, keiner Institution und 
Wissenschaftler, Ärzte und internationale Menschen- auf keinem Blatt Papier geschenkt. Vielmehr steht 
rechtsorganisationen haben das untersucht und bestä- das Recht auf ein Leben in Würde im unversöhnli- 
tigt. Die BRD wurde in den 70er und 80er Jahren chen Gegensatz zu dem Wesen des kapitalistischen 
wegen dieser Menschenrechtsverletzungen in den Systems. 



Die politischen Gefangenen hier sind seit vielen Jah¬ 
ren isoliert, zum Teil über das festgelegte Höchst¬ 
maß an Freiheitsstrafe von 15 Jahren hinaus, z.B. 
Irmgard Möller, Gefangene aus der RAF, ist inzwi¬ 
schen über 21 Jahre im Knast. Sie hat als einzige im 
Herbst '77 die Stammheim-Morde überlebt. Zur Zeit 
läuft erneut ein Anhörungsverfahren, in dem darüber 
entschieden werden soll, ob Irmgard rauskommt. 
Am 9. Oktober findet in Lübeck eine Demonstration 
für die Freilassung von Irmgard ohne Wenn und 
Aber statt. Ob Irmgard rauskommt, ist eine politi¬ 
sche Entscheidung. 

Die politischen Gefangenen sind Geiseln des Staates, 
d.h. der Staat versucht sie immer auch als Manö¬ 
vriermasse für seine Interessen zu instrumentalisie¬ 
ren. Mit dem aktuellen Projekt der Vernichtung der 


Gefangenen als politische Subjekte soll die radikale 
Widerstandsgeschichte hier ausgelöscht werden. Vie¬ 
le der Gefangenen in Westeuropa und der BRD ha¬ 
ben draußen als Fraktion im internationalen Klassen¬ 
krieg für die Befreiung der Unterdrückten gekämpft. 
Sie haben diesen Kampf, wie der antiimperialistische 
Widerstand auch, aus dem internationalen Kräftever¬ 
hältnis bestimmt und in der Frontstellung Nord-Süd 
und Ost-West für ein befreites Leben gekämpft. Im 
Rahmen dieser Strategie haben wir hier in den 80er 
Jahren gemeinsam mit der Guerilla und den Gefan¬ 
genen gegen die westeuropäische Formierung und 
die imperialistische Kriegspolitik der NATO ge¬ 
kämpft. 

Heute ist weltweit eine andere Situation, als wir sie 
die letzten 20 Jahre vorfanden, unser Ausgangspunkt 
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für ein Projekt der Befreiung, muß somit auch ein 
anderer sein. 

Das internationale Machtkartell ist auf dem Vor¬ 
marsch. Der Ost-West-Gegensatz ist entschieden. 
Das Prinzip der Profitmaximierung gilt scheinbar 
grenzenlos. Davon dürfen wir, wenn wir an einer 
grundlegenden Umwälzung festhalten, nicht die Au¬ 
gen verschließen. 

Die Niederlagen und Rückschläge, die emanzipatori- 
sche Politik hier und international erlitten hat, sind 
unsere gemeinsamen und nur zusammen können wir 
sie aufarbeiten. Die RAF hat im April '92 einen Ein¬ 
schnitt in ihre Politik und ihren Kampf gemacht, um 
gemeinsam antagonistische Politik im Kampf zu ent¬ 
wickeln und neu zu bestimmen. Dieser Einschnitt 


steht für alle an bzw. ist er schon überfällig gewe¬ 
sen. Dies geht natürlich nur auf Grund der geführten 
Befreiungskämpfe und der darin gemachten histori¬ 
schen Erfahrungen. Deshalb sagen wir, wir gehören 
zu denen, die auf der Suche sind, und sind uns 
grundsätzlich einig: 

Nichts darf so weitergehen wie bisher! 

Natürlich wird dies ein längerer Prozeß und nichts, 
was sich von heute auf morgen entwickeln läßt. 

Die von den Herrschenden und Profiteuren dieses 
Systems umfassende Zerstörung muß beendet wer¬ 
den. Die ganze Entwicklung macht es zwingender, 
nach gemeinsamen Wegen zu suchen - ein neues 
Projekt der Befreiung muß erst geschaffen werden. 
Dazu gibt es keine Alternative. 


Gegen das Diktat des Kapitals - der Kampf um Befreiung ist international! 


Grußwort aus Bischofferode an die Teilnehmerinnen der Demonstration 


Liebe Frauen und Männer der heutigen Kundgebung 
in Saarbrücken, 

wir Kalikumpel, unsere Familien, Freunde und 
Sympathisanten übermitteln Euch auf diesem Wege 
herzliche Grüße aus Bischofferode im Thüringischen 
Eichsfeld. 

Drei Jahre nach dem Anschluß der DDR an die alte 
BRD stellt sich Deutschland zwar vereint, aber im 
Inneren zugleich tief ökonomisch, sozial und geistig 
gespalten dar. 

Die Politik der Regierungskoalition unter Helmut 
Kohl hat zu einer Vereinigungskrise geführt. Es 
wäre aber falsch, diese Krise auf die Einigung selbst 
zurückzuführen. 

Der Zusammenschluß entspricht den Wünschen und 
dem Wollen der Mehrheit der deutschen 
Bevölkerung und hat den Menschen in den neuen 
Bundesländern zweifellos viele Vorteile gebracht und 
Einschränkungen und Entmündigungen aufgehoben, 
denen sie in der DDR unterworfen waren. Die 
Vereinigung hat uns aber auch neue Beschädigungen 
zugefügt. 

Ökonomisch zeigt die Entwicklung, daß der Verzicht 
auf eine Anpassungsperiode sowie auf eine gezielte 
Struktur- und Industriepolitik die Produktion und 
Beschäftigung in Ostdeutschland in einem Maße 
zurückgehen ließ, das historisch beinahe einzügartig 
ist. 

Wie bei uns im Eichsfeld, wo unsere Kaligrube 
inzwischen mit 695 Arbeitsplätzen der bei weitem 
bedeutendste Industriestandort ist, fand 
flächendeckend eine Zerstörung der Wirtschaft statt, 
wie sie im modernen Industriezeitalter ihresgleichen 
sucht. 

Sozial hat die Entwicklung zu 
Massenarbeitslosigkeit, dem Verfall ganzer 
Regionen, sozialer Spaltung und der Ausgrenzung 


von Millionen Menschen als Arbeitslose, Frauen, 
Frührentner und Arme geführt. 

In Ostdeutschland droht eine halbierte Gesellschaft: 
die Hälfte der Bevölkerung wird schon bald von 
Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, Sozialhilfe, von 
zum Teil diskriminierend gekürzten Renten oder 
privaten Hilfeleistungen existieren. 

Inzwischen haben diese Gefahren ganz Deutschland 
erfaßt. 

Der Sozialstaatscharakter soll durch sogenannten 
Umbau demontiert werden, denn nicht gerechte 
Lastenverteilung ist angestrebt, sondern verschärftes 
Verteilen von unten nach oben. Aber "die da unten" 
haben angefangen, sich zu wehren. Unser Kampf um 
den Erhalt unserer Arbeitsplätze als Bergleute, gegen 
Lügen und Verdummung, hat dabei ebenso ein 
Signal gesetzt, wie der Aufschrei der Saar- und 
Ruhrkumpel. Diese Erde braucht unser Salz und die 
hiesige Kohle. Alle anderen Behauptungen dienen 
nur dem Schutz von Profitinteressen. 

Finanzpolitisch hat die Anschlußstrategie der 
Regierenden nicht nur die ostdeutschen Länder und 
Gemeinden, sondern die gesamte Bundesrepublik in 
einen Zustand der Verschuldung ohne Ende 
gebracht. 

Und geistig-moralisch wird eine Mentalität geschürt, 
die zur Unterwerfung der DDR-Bevölkerung unter 
eine neue Obrigkeit führen soll. Aber was wir 
1989/90 an Würde wiedergewonnen haben, lassen 
wir uns heute nicht schon wieder wegnehmen! 

Wir wollen und werden uns nicht mehr spalten 
lassen in Ost und West, wir lassen uns nicht 
entsolidarisieren. 

Wenn wir füreinander einstehen, bleiben wir nicht 
ewig Unten- oder Außenstehende. 

Glück auf! 
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REDEBEITRAG DER DKP SAARLAND 

Im dritten Jahr nach der Annexion der DDR zeigt 
sich, daß es den Herrschenden in diesem Land trotz 
aller "Vereinigungseuphorik" nicht gelungen ist, ei¬ 
nen nationalen Konsens über alle Klassen und 
Schichten herzustellen. Sichtbarer als zuvor tritt für 
viele Menschen die Klassenspaltung dieser Gesell¬ 
schaft zutage. Die Kluft zwischen Ost und Ost sei 
noch nicht überwunden, wird suggeriert. Tatsächlich 
aber soll die durch Ost und West gehende tiefe Spal¬ 
tung in oben und unten, in Ausbeuter und Ausgebeu¬ 
teten, in Unterdrücker und Unterdrückten verschlei¬ 
ert werden. 

Die Losung "Teilen verbindet" wurde erfunden. 
Zum Teilen aufgefordert wurden aber nicht die Ge¬ 
winner der sog. Einheit, sondern alle, die von Lohn, 
Arbeitslosen- oder Sozialhilfe abhängig sind oder 
ohne Einkommen leben müssen. Doch die Losung 
hat nicht gegriffen. Dazu beigetragen haben die Ak¬ 
tionen von kämpfenden Belegschaften, der Arbeits¬ 
kampf der Beschäftigten im Öffentlichen Dienst, bei 
Bahn und Post, sowie der Streik der ostdeutschen 
Stahl- und Metallarbeitern. 

Drei Jahre nach der Annexion der DDR hat sich die 
Massenarbeitslosigkeit enorm verschärft. Mit einer 
auf 6 Millionen zugehenden Arbeitslosenzahl sind 
bereits Weimarer Verhältnisse erreicht. Neben der 
aktuellen Wirtschaftskrise wirken hier die Folgen 
des weltweit betriebenen Arbeitsplatzabbaus. Allein 
23 Millionen sind in den Staaten der G7-Gruppe oh¬ 
ne Arbeit, über 300 Millionen sind in den vom Im¬ 


perialismus ausgebeuteten Ländern Asiens, Afrikas 
und Lateinamerikas ihrer Arbeit und Existenzgrund¬ 
lagen beraubt. 

Während die alte Bundesrepublik jahrzehnelang ihre 
Rolle als Schaufenster des Westen weltweit und ins¬ 
besondere gegenüber der DDR spielte, zeigt sich 
heute, daß diese "reiche" (für wen?) BRD nicht in 
der Lage ist, für alle Menschen ausreichend billige 
und menschenwürdige Wohnungen zu schaffen. 

Die Lehrstellennot nimmt zu. Durch das Plattmachen 
der Betriebe der ehemaligen DDR, die über große 
Lehrwerkstätten verfügten, gehen im Osten zehntau¬ 
sende qualifizierte Ausbildungplätze verloren. 

Die Zahl der Sozialhilfeempfänger, wie sie die Stati¬ 
stik ausweist, ist von 1980 bis 1990 um 75 % auf 
3,75 Mio. angestiegen. Ca. 2 Mio. Sozialhilfebe¬ 
rechtigten lösen aus Scham oder Unkenntnis ihren 
Anspruch auf Sozialhilfe nicht ein. 

Der "Solidarpakt" ist nur der Einstieg in weiteren 
drastischen Sozialabbau. Er trifft am meisten die Ar¬ 
beitslosen, Sozialhilfeempfanger, die Ausländerin¬ 
nen, die Frauen. Die Kürzung des Arbeitslosengel¬ 
des, die Begrenzung der Bezugsdauer für Arbeitslo¬ 
senhilfe sind nur Beispiele. Vom "Asylschmarotzer" 
zum "SozialSchmarotzer" war ein kurzer Weg. Sie 
sollen als Sündenbock dienen, damit andere nicht 
merken, daß sie selbst gemeint sind und stillhalten. 
Begleitet von einer massiven Kampagne um den 
Wirtschaftsstandort Deutschland starten die Bosse 
von Banken und Konzerne eine Offensive gegen die 




Massen. Sie kündigen die laufenden Tarifverträge, 
so wollen Nullrunden bei den Löhnen, weniger Ur¬ 
laub, längere Wochenarbeitszeiten, Ausbau der Wo¬ 
chen- und Schichtarbeit sowie Abbbau sozialer Lei¬ 
stungen und weitere Umverteilung des Staatshaushal¬ 
tes zur Verbesserung ihrer Kapitalverwertung. 
Deutschland soll noch stärker zum Standort der Kon¬ 
zerne zur Realisierung von Höchstprofiten ausgebaut 
werden. Das deutsche Großkapital will das größer 
gewordene Ausbeutungsfeld und seinen Zugriff auf 
Osteuropa als Chance nutzen, seine Weltmachpositi¬ 
on auszubauen. Die Menschen bleiben dabei auf der 
Strecke. 

Unabhängig von Fehlern, Fehleinschätzungen und 
Irrtümem sowie verschiedenen Auffassungen unter 
den Linken, Sozialistinnen und Sozialisten, autono¬ 
men Linken, Kommunistinnen und Kommunisten 
zum DDR-Sozialimus bestätigt sich: Die Existenz 
der DDR hat den deutschen Imperialismus in 
Schranken verwiesen. 

Daß von dieser Erkenntnis einiges in den Köpfen der 
Betroffenen Menschen in Ost und West hängen 
bleibt, steckt den morgen hier versammelten Herr¬ 
schaften wie eine Kröte im Hals. 

Für die Zurückhaltung, die der deutsche Imperialis¬ 
mus 40 Jahre üben mußte, für die Niederlage, die 
ihm durch die Zerschlagung des Faschismus 1945 
beigebracht wurde, will er heute Revanche nehmen. 
Doch mitten im Versuch dieser Revanche tritt auch 
seine Krise offenzutage. Die seit 1991 einsetzende 
zyklische Krise ist verknüpft mit vielfältigen Struk¬ 
turkrisen, in der Energiewirtschaft, in der Automo¬ 
bilindustrie, in der Landwirtschaft, bis zur Krise im 
politischen Herrschafts- und Parteiensystem. 

Hinzu kommen die Auseinandersetzungen innerhalb 


der führenden kapitalistischen Staaten, wie die "neue 
Weltordnung" gegenüber dem Rest der Welt militä¬ 
risch und ökonomisch abgesichert werden kann 
Es stellt sich die Systemftage. Die Klasse, die der 
herrschenden gegenübersteht, ist äußerst vielschich¬ 
tig, differenziert in ihren Lebenslagen, ihren konkre¬ 
ten Interessen. Sie als Subjekt zu formieren ist ein 
langwieriger Prozeß. 

Um so wichtige ist jeder Ansatz der Gegenwehr und 
des Widerstandes von Gewerkschaften und Initiati¬ 
ven, von Belegschaften und Arbeitslosen, von Woh¬ 
nungssuchenden, Mietern und Hausbesetzern. Die 
Wut der Bergarbeiter und die Proteste der Stahlar¬ 
beiter kommt dazu. 

Die Gewerkschaften sind ein wichtiger organisieren¬ 
der Faktor für die Masse der Lohnabhängigen und 
als solche nicht zu ersetzen. Aber die Erfahrung aus 
der BRD-Geschichte zeigt: die Einbindung in irgend¬ 
welche "Solidarpakte" schwächt die eigene Kraft und 
den Widerstand der Betroffenen. Die Gewerkschaf¬ 
ten stehen wie alle sozialen Bewegungen vor der 
Frage: Entweder Anpassung und Unterordnung unter 
die Kapitalinteressen oder Einstellen auf tiefergehen¬ 
de und schärfere soziale Auseinandersetzungen. 

Der Hungerstreik der Heckel-Belegschaft, die Wi¬ 
derstandsaktionen in Hattingen und Rheinhausen und 
jüngst in Bischofferode zeigen, daß es sich lohnt zu 
kämpfen. Erfolge sind im Rahmen der kapitalisti¬ 
schen Ordnung nur begrenzt und vorübergehend. 
Aber dioe Kämpfe setzen Signale, die von anderen 
aufgegriffen werden. 

Der heutige Protest gegen großdeutsche Jubelfeiern 
1993 ist auch ein Akt der Solidarität mit allen, die 
gegen die Vernichtung ihrer Arbeit und gegen den 
Sozialabbau Widerstand leisten. 


REDEBEITRAG ZUR SITUATION DER GEFANGENEN AUS ACTION DIRECTE (FRANK¬ 
REICH) JOELLE AUBRON, NATHALIE MENIGON, GEORGES CIPRIANI UND JEAN- 
MARC ROUILLAN. 


Am 16. November beginnt gegen die vier Genossen 
und Genossinnen Joelle Aubron, Nathalie Menigon, 
Georges Cipriani und Jean-Marc Rouillan in Paris 
ein Prozeß. Die vier sind Gefangene aus der Gueril¬ 
la-Organisation Action Directe. 

Kurz was zur Geschichte von Action Directe: Action 
Directe bildete sich Anfang der achtziger Jahre in 
Frankreich im Zusammenhang der Politik der Metro¬ 
polenguerilla in Westeuropa. 

Ihre Aktionen richteten sich gegen die imperialisti¬ 
sche Interventionspolitik Frankreichs in der 3. Welt 
und gegen die Sozialpolitik des Staates - z. B. gegen 
die staatliche Repression gegen die Immigrantinnen. 
Diese Phase des praktischen Internationalismus 
schloß mit Angriffen gegen den Sitz der Weltbank, 
des Internationalen Währungsfonds (IWF) und der 
Chase Manhattan Bank in Frankreich. 


Danach versuchte Action Directe, gemeinsam mit 
den Roten Brigaden (Italien) und der Roten Armee 
Fraktion (BRD) eine westeuropäische Guerilla aufzu¬ 
bauen. Deren Ziel war es in der FRONT Westeuro¬ 
pas, der sich noch andere kämpfende Zusammenhän¬ 
ge anschlossen, die Formierung der westeuropäi¬ 
schen Staaten zur homogenen Struktur innerhalb des 
imperialistischen Machtblocks, der NATO, zu ver¬ 
hindern. 

Die Angriffe in dieser Zeit richteten sich gegen mili¬ 
tärische und industrielle Einrichtungen, die diese 
Formierung anführten und beschleunigten. 

1985 wurde in diesem Zusammenhang die US-Air 
Base in Frankfurt angegriffen, ein Stützpunkt der 
amerikanischen Militärmaschine, der als Drehschei¬ 
be für militärische Interventionen der NATO haupt¬ 
sächlich gegen die arabische Region fungierte und 



heute noch fungiert. Die Bombardierung von Libyen 
wurde beispielsweise u.a. von dieser Air Base aus 
gestartet. 

Wegen dem Angriff von Action Directe und RAF 
auf diesen Flughafen soll jetzt auch nochmal Eva 
Haule, Gefangene aus der RAF und bereits zu 15 
Jahren Haft verurteilt vor Gericht gezerrt werden, 
(mittlerweile hat der Prozeß gegen Eva vorm Ober¬ 
landesgericht Frankfurt begonnen. d.Tip.) 

Ein anderes Moment in der Offensive der westeuro¬ 
päischen Guerilla war die Erschießung des Koordi¬ 
nators bei der NATO zwischen der Rüstungsindu¬ 
strie und dem französischen Verteidigungsministeri¬ 
um, General Audran. Im anstehenden Prozeß gegen 
die vier Gefangenen aus Action Directe soll es u.a. 
um diesen Angriff gehen. 

Die vier Genossinnen sind bereits jeweils zu lebens¬ 
länglicher Haft verurteilt, deshalb denken wir auch, 
daß die neuerlichen Prozesse gegen bereits verurteil¬ 
te Genossinnen aus der Guerilla hier wie in Frank¬ 
reich zum Ziel haben, diese ganze Entwicklung mili¬ 
tanter Intervention der Revolutionäre in den achtzi¬ 
ger Jahren offiziell und propagandistisch einzustamp¬ 
fen. In diesen Prozessen soll von staatlicher Seite 
nochmal eine ganze Phase revolutionärer Politik in 
den Metropolen kriminalisiert werden. Die Ge¬ 
schichte des Widerstands soll in Schubladen ver¬ 
schwinden, ihre Protagonisten in den Knasten begra¬ 
ben werden. 

Das ist mit ein Grund, daß wir es wichtig finden in 
diesen Prozessen Solidarität zu zeigen, ob im Palais 
de Justice in Paris oder vorm OLG in Frankfurt. 


1987 wurden die vier Genossinnen aus Action Direc¬ 
te verhaftet. Seitdem sind sie in Isolation. Diese Iso¬ 
lationshaft konnte auch durch ihre Hungerstreiks 
nicht grundsätzlich gebrochen werden; auch weil ins¬ 
gesamt die Solidarität mit politischen Gefangenen 
nicht so stark entwickelt ist. Ungefähr wie hier Mitte 
bis Ende der siebziger Jahre, reagiert der französi¬ 
sche Staat heute mit einer Welle der Repression: 
Terrorobservationen nur wenn mensch Kontakt zu 
den politischen Gefangenen sucht, genauso wie vor¬ 
übergehende Festnahmen. Anders als hier die RAF 
ist Action Directe außerhalb der Gefangnismauern 
nicht mehr existent. So ist es das Ziel des Staates, 
mit der Vernichtung der Gefangenen auch ihre Er¬ 
fahrungen und die Erinnerung an ihren Kampf aus¬ 
zulöschen. 

Wie schwer es ist, diese Situation zu verändern, ha¬ 
ben wir auch gemerkt, als wir versuchten eine Kam¬ 
pagne zur Freilassung von Georges Cipriani durch¬ 
zuführen. Ähnlich wie Bernd Rössner hat ihn die 
Isolationshaft krank gemacht. Er leidet zeitweise un¬ 
ter sehr starken Konzentrations- und Bewußtseinsstö¬ 
rungen. Nach einer Zwangsverlegung in die Psychia¬ 
trie und seiner Mißhandlung durch Psychopharmaka, 
kam er zurück in den Knast, zurück in die Isolations¬ 
haft, die seine Gesundheit zerstört hat. Damit muß 
endlich überall Schluß gemacht werden. 

- Schließung der Isolationstrakte 

- Freiheit für Georges Cipriani und alle Haftunfä¬ 
higen 

- Zusammenlegung der Gefangenen aus Ac¬ 
tion Directe 


Wer nähere Informationen dazu wül kann dienstags zwischen 17 und 20 Uhr im Info-Büro, Alte Feuerwache, Land¬ 
wehrplatz 2 in Saarbrücken vorbeikommen. 



Sofortige Freilassung von Georges Cipriani 

Die 4 Gefangenen aus Action Directe hatten von Januar 1991 an eine mehr als 2 Jahre 
anhaltende Hungerstreikkette (bis Anfang 1993) geführt, in der sie im wöchentlichen Wechsel 
die Nahrung verweigerten um u.a. gegen die anhaltenden verschärften Isolationshaft¬ 
bedingungen zu kämpfen. Spätestens während der letzten Phase dieser Hungerstreikkette, im 
Herbst 1992, wurde für Georges offensichtlich, daß sein Gesundheitszustand durch die 
Haftbedingungen extrem angegriffen wurde. In immer häufiger wiederkehrenden Zyklen traten 
psychische Störungen auf: Halluzinationen, Visionen, Konzentrations- und Erinnerungslücken. 
Georges hat dann damit begonnen, diese Entwicklung zu rekonstruieren und mit einem 
erneuten Hungerstreik seit 1. November 1993 die Vernichtungsstrategie gegen die politischen 
Gefangenen anzugreifen. Joelle, Nathalie und Jean-Marc haben in Solidarität mit Georges 
Kampf in der ersten Woche den Hungerstreik mitgeführt. 

Spätestens mit dem Prozeß am 15. 11. 93 wurde offen, daß Georges in der politischen 
Bewertung der Entwicklung der letzten Jahre eine Trennung zu den 3 Genossinnen vollzogen 
hat. Der Prozeß selbst kann nur als rein administratives Schauspiel bewertet werden, in dem 
die Vemichtungsstrategie des französischen Staates gegen die 4 Gefangenen aus Action 
Directe legitimiert werden soll. Georges versuchte eine politische Erklärung zu seiner 
Situation sowie seiner Bewertung der Entwicklung der letzten Jahre abzugeben, was vom 
Gericht zuletzt verhindert wurde. Am 3. Verhandlungstag wurde Georges Verfahren von dem 
der anderen drei Genossinnen abgetrennt, wobei selbst das Gericht die offensichtliche 
Verhandlungsunfähigkeit Georges auf Grund seiner gesundheitlichen Verfassung in der 
Begründung der Abtrennung ffeststellen mußte. Letztendlich platzte dann auf Grund 
verfahrenstechnischer Fehler der gesamte Prozeß und soll im Februar 1994 neu angesetzt 
werden. 

Georges befindet sich zur Zeit in der 8. Woche des Hungerstreiks und ist bereits so 
geschwächt, daß er zeitweise in seiner Zelle in einen kurzfristigen "komaartigen" Zustand fällt; 
die Knastverwaltung erwägt seine Verlegung in ein Krankenhaus. Georges läßt nicht zu, daß 
die Knastärzte ihn "begutachten". Seine unmittelbaren Forderungen sind: 

- Besuchsgenehmigungen für alle, die - einige seit Jahren - beantragt haben eine/n der vier 
Gefangenen aus Action Directe zu besuchen. 

- Zulassung eines Arztes seines Vertrauens um mit ihm die Möglichkeit zur Selbstbestimmung 
der Therapie unter angemessenen Bedingungen zu schaffen. 

- eine politische Entscheidung für die sofortige Freilassung von Bernd Rössner (Gefangener 
a.d. RAF) 

Freilassung aller haftunfähigen Gefangenen 







Zu den Gegenaktivitäten am 03.10. 


1. Presseerklärung 


Radio “Harte Zeiten 1 
Eschbergerweg 66 
im Offenen Kanal 


Saarbrücken, den 03.10.1993 


Unter dem Motto “Für uns Krieg und Elend - für Euch mehr Profit - 'Neue Weltordnung' - da feiern wir 
nicht mit", haben wir in Saarbrücken am 02.10.1993 eine Demonstration gegen die staatlichen Jubel¬ 
feiern durchgeführt. 

Ziel der Demonstration war es, Protest und Widerstand gegen die Großmacht Deutschland und die re¬ 
aktionäre Entwicklung in diesem Lang auf die Straße zu tragen. Für uns und viele andere Menschen in 
den neuen und alten Bundesländern sind die gesellschaftlichen Realitäten hier und weltweit kein 
Grund zum Feiern. Vielmehr sehen wir die Notwendigkeit gegen diese menschenverachtenden Ver¬ 
hältnisse aufeustehen und widerstand zu leisten. 

Am 03.10., dem 3. Jahrestag der "Deutschen Einheit”, sind die Herrschenden und die Profiteure dieses 
Systems in Saarbrücken versammelt, hier finden dieses Jahr die zentralen Feierlichkeiten statt. 

Dies ist der Grund, warum die ganze Stadt polizeilich belagert ist. 

Jeder Widerstand und Protest soll polizeilich niedergehalten und bereits im Ansatz erstickt werden. Die 
Menschen sollen damit abgeschreckt werden, ihre legitimen Interessen auf die Straße zu tragen. 

In der Stadt sind überall Kontrollstellen von Polizeikräften eingerichtet. Menschen aus der linken Oppo¬ 
sition werden auf Schritt und Tritt überwacht und kontrolliert. Vor unseren Treffpunkten wie z.B. Infobü¬ 
ro und Autonomes Zentrum stehen den ganzen Tag mehrere Mannschaftswagen der Polizei und zivile 
Polizisten. Menschen, die ins Infobüro kommen oder rausgehen, werden kontrolliert. 

Trotzdem ist es gelungen, vor die Kongreßhalle zu kommen, wo um 11.30 Uhr der Festakt mit Kohl, 
Weizsäcker und Konsorten stattfand. An den Absperrgittern wurden ein Transparent entrollt mit der 
Aufschrift “Die Grenzen verlaufen nicht zwischen den Völkern, sondern zwischen oben und unten". Es 
wurde Krach gemacht und Parolen gerufen, einige Farbbeutel sind auf die Autos der Bonzen geflo¬ 
gen. Im Anschluß daran gab es eine Spontandemonstration durch die Bahnhofstraße und über den 
St. Johanner Markt. 

Anschließend wurden die Leute von der Polizei durchsucht. Eine Person wurde festgenommen und 
befindet sich in Polizeihaft. 


Radio „Harte Zeiten — 
Widerstand in Politik und 
Kultur“ verboten 

Am 18. November wurde der Redaktion 
des Radios „Harte Zeiten — Wider¬ 
stand in Politik und Kultur“ in Saar¬ 
brücken mitgeteilt, daß ihr seit Sommer 
1992 bestehender fester Sendeplatz mit 
sofortiger Wirkung aufgehoben wird. 
Begründet wird diese Maßnahme damit, 
daß durch die Ausstrahlung einer Sen¬ 
dung am 16.10.93 mutmaßlich ein 
Straftatbestand realisiert worden sei. In 
dieser Sendung ging es zum einen um 
die Protest- und Widerstandsaktionen 
gegen die „Wiedervereinigungsfeier- 
lichkeiten“ vom 2./3.10.93 in Saar¬ 
brücken, an deren Ende die Einkesse¬ 
lung und vorübergehende Festnahme 
von 44 zumeist jugendlichen Demon- 
strantlnnen gestanden hatte, zum ande¬ 
ren um die Ereignisse vom Herbst 1977. 

Gegen das Sendeverbot von Radio 
Harte Zeiten können Protestresolutio¬ 
nen geschickt werden an: Landesanstalt 
für das Rundfunkwesen, Direktor 
Kleist, Karcherstr. 4, 66111 Saarbrük- 
ken, Tel.: (0681) 39427, Fax (0681) 
39420. Radio-Redaktion: c/o Info- 
Büro, Landwehrplatz 2, 66111 Saar¬ 
brücken, Tel.: (0681) 399990, Fax: 
(0681)34145. (d. Red.) 
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sehen Einheit" widerspiegeln sollte, durfte nicht ge¬ 
trübt werden. Selbst die als Protest gegen die staatli¬ 
che Kohlepolitik gedachte Zusammenkunft einiger 
Kumpel mit dem Bundeskanzler am Rande des offizi¬ 
ellen Festakts in der Kongreßhalle verkam so in Bild 
und Wort zu einem Stelldichein des Regenten mit 
seinen Untertanen, die dem Angereisten die landes¬ 
typischen Produkte präsentierten. Daß der Brocken 
Kohle nicht ins Rollen kam, dafür sorgte im Vorfeld 
die Führung der IG Bergbau und Energie, die alle 
Protestaktionen absagte, um - wie sie sagten - den 
"Autonomen kein Forum für Krawalle zu bieten". So 
war an diesem Wochenende zumindest eine Einheit 
vollzogen: Die der herrschenden politischen Klasse. 
Deren Vertreter klopften sich gegenseitig auf die 
Schultern und es hätte sicher niemanden verwundert, 
wenn Kohl, Kindel, Lafontaine und Scharping in ei¬ 
nem Kommunique die Vereinigung der "Blockpartei¬ 
en" mit der SPD zur Kapitalistischen Einheitspartei 
Deutschlands verkündet hätten. 

Die Botschaft des politischen Establishments war 
deutlich: Noch enger zusammenrücken und weiter¬ 
machen wie bisher. 

Glücklicher Zufall oder Vorhersehung, daß es in die¬ 
sem Jahr dem saarländischen Fürsten zufiel, das Fest 
auszurichten. Seit Jahren darin geübt, dem ökonomi¬ 
schen und sozialen Bankrott auf dem Rücken der 
meisten Menschen zu verwalten, war es "Bürgerkö¬ 
nig" Oskar Lafontaine Vorbehalten, die Zukunftsper¬ 
spektive dieses Systems zu verkörpern. 

Alle, die an den saarländischen Hof geeilt kamen, 
haben neuen Mut geschöpft angesichts dieses Überle¬ 
benskünstlers - und er selbst hat gezeigt, wie es 
geht, sich neu mit politischer Kraft zu rüsten, ob¬ 
wohl die morschen Pfeiler, die ihn und seinesglei¬ 
chen tragen, einer nach dem anderen zusammenbre¬ 
chen. 

Wenige Tage sind ins Jahr 4 nach der "Vereinigung" 
gegangen, da verkündet Lafontaine unverhohlen, daß 
die soziale Spaltung der Menschen in West und Ost 
vertieft werden muß: Teilen und herrschen lautet un¬ 
verändert das sozialdemokratisch Programm seit jetzt 
fast hundert Jahren. Was in den 70er und 80er Jah¬ 
ren die Vertiefung der Spaltung zwischen dem Nor¬ 
den und dem Süden war, soll jetzt auf der Ost-West- 
Achse verschärft werden. 

Im Gegensatz zur "Saarbrücker Zeitung" waren für 
uns die Akzente des Wochenendes vom 2. und 3. 
Oktober andere gewesen. 

Die von nur wenigen Leuten initiierte und vorberei¬ 
tete Demonstration am Samstag war davon geprägt, 
daß viele sich mit ihren Ideen und Inhalten einbrin- 
gen konnten. 

So beteiligte sich beispielsweise die "Junge Linke" 


nicht nur mit einem Redebeitrag über ihr Selbstver¬ 
ständnis, sondern trug gleich mit einem schwarz.rot¬ 
goldenen Sarg die BRD zu Grabe. Helmut Kohl am 
Kreuz - oder sollte es ein Galgen sein? - wurde hin¬ 
term Sarg her getragen und der bunte Zug machte 
keinen Hehl daraus, was da beerdigt werden soll: 
"Ob Ost, ob West - nieder mit der Nazi-Pest!" 
Außerdem viele bunte Transparente gegen die alte 
"neue Weltordnung", für die Organisierung der anti¬ 
faschistischen Selbsthilfe und für die Freiheit der po¬ 
litischen Gefangenen. 

Egal, ob sie sich mit dem Sozialabbau, der reaktio¬ 
nären Mobilisierung und Kriegstreiberei oder dem 
Kampf für die Freiheit der politischen Gefangenen 
befassten, war in allen Kundgebungsbeiträgen der 
Versuch zu erkennen, eine gemeinsame Perspektive 
im selbstorganisierten Kampf gegen die herrschende 
Weltordnung aufzuzeigen! 

Besonders gefreut hat uns die Grußadresse der Kali¬ 
kumpel aus Bischofferode, aus der wir jetzt einige 
Sätze vorlesen wollen... [s. Redebeiträge zur Demo. 
Red.] 

Soweit die kämpfenden Kumpel. Ein paar Tage vor 
dem Jubelwochenende waren zwei von ihnen in 
Saarbrücken gewesen, um allen Interessierten ihre 
Lage im Osten dieses Landes zu vermitteln. Gerne 
hätten sie sich an unseren Aktionen beteiligt, wie sie 
uns noch kurz vor der Demonstration telefonisch 
versicherten. Allein ihre Frage "ob wir denn am 
Sonntag an die Herren rankommen würden", konn¬ 
ten wir zu diesem Zeitpunkt nicht beantworten. 

Ein Hauch von Ausnahmezustand war dann auch un¬ 
ser erster Eindruck am Sonntag früh in der Innen¬ 
stadt Saarbrückens. Rund um die Kongreßhalle und 
die sogenannten Aktionszonen waren alle Straßen für 
den zivilen Verkehr gesperrt - überall Polizei, BGS 
und zivile Polizeieinheiten. 

Am Rande des Nauwieser Viertels waren Kontroll¬ 
stellen der Bullen eingerichtet, die Alte Feuerwache 
und das Autonome Zentrum belagerten jeweils meh¬ 
rere Wannen der Polizei. 

Die Beklommenheit angesichts der Lage legte sich 
erst, als wir die ersten Absperrgitter vor der Kon¬ 
greßhalle erreichten. Dort war bereits lautstark der 
Protest gegen die anrollenden Insassen der Bonzen¬ 
karossen mittels Pfeifen und Parolen zu vernehmen. 
Ein Transparent wurde entrollt mit der Parole, daß 
für uns die Grenzen nicht zwischen den Völkern ver¬ 
laufen, sondern zwischen denen da oben und uns un¬ 
ten. Das war schon zuviel der Meinungsäußerung - 
krampfhaft versuchte eine Bullenkette, die Schrift zu 
verdecken. Was dann bei den auf die Bonzenkarren 
anfliegenden Farbbeuteln nicht mehr gelang. 



läg der Einheit in 
Saarbrücken 

Mittlerweile zum vierten Mal, wurde am 
3.10. auch wieder m”Regierungskreisen" 
der Tag der deutschen Einheit “gefeiert”. 
Ursprünglich war dies außer der Reihe im 
“1000-jährigen” Potsdam 

geplant. Aber wegen dervon offiziel¬ 
ler Seite befürchteten “Ausschreitungen” 
durch Berliner und Potsdamer, und der wirt¬ 
schaftlichen und politischen Situation im 
Osten wurdendieFeierlichkeitendoch wie¬ 
der in die Landeshauptstadt verschoben, 
dessen Bundesland den Präsidenten des 
Bundesrates stellt, - also dieses. 

Jahr nach Saarbrücken. Es sollte sich 
aber herauss teilen, daß auchdort Einwände 
gegen derartige Protz- und Jubelfeiern vor¬ 
handen sind. 

An den zahlreichen Stunden und 
Aktionsbühnen im Zentrum Saarbrückens 
versuchten Gaukler aller Art diesem Tag 
eine besondere Note zu verleihen. In einem 
Land, wo Sozialabbau, Massenarbeits¬ 
losigkeit, Gewalt gegen Ausländer und 
Repressalien gegen politisch andersden¬ 
kende Menschen das Alltagsbild beherr¬ 
schen. Das war Anlaß genug auf die Straße 
zu gehen. 

Unter dem Motto “Für uns Krieg und 
Elend, für Euch mehr Profit, die neue 


Weltordnung, da feiern wir nicht mit" zo¬ 
gen am Samstag, dem 2.0ktober, ca. 300 
Menschen durch die Saarbrücker Innen¬ 
stadt, um ihrem Protest gegen die offiziel¬ 
len Wiedervereinigungsfeiem Nachdruck 
zu verleihen. 

Am darauffolgender. Sonntag fand 
in der Saarbrücker KongreßhallederFestakt 
der Bundesregierung statt. Vor dem Ge¬ 
bäude versammelten sich 50 Menschen, 
wobei es einigen gelang an die Absperrgitter 
vorzudringen, und dort ihre Meinung mit 
Hilfe von Transparenten, Farbbeuteln und 
Parolen kundzutun. Was sich hinter der 
Floskel der Freiheit der Meinung verbirgt, 
demonstrierte die Polizei insbesondere am 
Anschluß einer Spontandemo und am spä¬ 
ten Sonntagnachmittag am St. Johanner 
Markt. Vormittags sollten die Demonstran¬ 
ten durch Polizeipräsenz, die sich auch in 
Begleitung von Leuten bis vor die Haustür 
oder bekannten Treffpunkten widerspie¬ 
gelte, eingeschüchtert werden. Nichtsdesto¬ 
trotz versammelten sich am Nachmittag ca. 
80 Menschen vor einer Veranstaltung mit 
dem deutschen Außenminister Kinkel. 
Nach ein paar Minuten der Verwirrung bei 
der Polizei schloß sich ein massiver Kessel 
um die Protestanten, um sie anschliessend 
unter massivem Einsatz von Gewalt vom 
Zentrum der Jubelfeiern in eine Gasse 
wegzutreiben. 


Dort wurden vorwiegend junge Leu¬ 
te, die vor kurzem begonnen haben sich 
politisch zu engagieren, von einem SEK 
fotografiert und verhaftet. Einige von ihn<n 
wurden 11 fl Stunden in den engen, schlecht 
belüfteten Gängen der Polizeitransportei 
eingespcrrt, anderen wurde der Gang zur 
Toilette verweigert. Später wurden sie in 
Gruppen bis zu 25 Personen auf 12 m2 ohne 
Licht und Belüftung festgehalten. Eine Fest¬ 
genommene _äußerte ihren Eindruck: “..ein¬ 
gesperrt wie Tiere”. Telefonate mit Rechts¬ 
anwälten und/oder Eltern wurden anfang 
von der Polizei verweigert. Vor ihrer Eni 
lassung bekamen die Festgenommenen ei 
Schreiben mit folgendem Inhalt: “..sie nah 
men eine grob ungehörige Handlung vo: 
die geeignet war, die Allgemeinheit zu Ix 
lästigen, indem sie eine Veranstaltung laui 
stark mit Spruchlärm störten und Fußgär 
ger behinderten.” (III). Die letzten der Vei 
hafteten wurden um 24.00 Uhr entlassen 
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OH Wir verliehen unsere® Protest und Widerstand 
gegen diesen Staat und seine Repräsentantinnen, 
mittels trillernder Geräusche,die von einigen 
auch als Lärmbelästigung aufgefaGt wurden (was 
wir äusserst positiv fanden) und Entrollen eines 
Transparentes, mit der Aufschrift: 

”Die Grenzen verlaufen nicht zwischen den 
Völkern, sondern zwischen Oben und Unten!!!” 
Ausdruck. 

Hit diesem konnten sich die Bullen anscheinend 
so gut "identifizieren”, däG sie sich demon¬ 
strativ davor stellen muGten. Nachdem die Bonzen 
sich in der KongreGhalle verschanzt hatten, 
entwickelte sich ein spontaner Demons¬ 
trationszug durch die Bahnhofsstr.»sowie aber 
den Johanner Markt.An dessen AnschluG wurden wir 
zum ersten Mal an diesem Tage,von den Bullen 
eingekesselt (Durchsuchungen,Per¬ 

sonenkonto 1len). 


Seit diesem Zeitpunkt standen wir unter stän¬ 
diger Bullenbeobachtung. Trotzdem schafften wir 
es,uns gegen 15.00h wieder am St.Johanner Harkt 
zu treffen,um in unserem Protest fort¬ 
zufahren. Zur gleichen Zeit war AuGenmimster 
Kinkel in der Nähe,um dort eine Propagandaver¬ 
anstaltung durchzuführen,und ein ”Bad in der 
Menge” zu nehmen. % «r 

Aü5£u< 3 aus deno Artikel »n 
der K-3utt 6 ,1kl, 33 






Anmerkung der Broschüren-Redaktion: 

Wir drucken Eure Kritik zum 2. Oktober vor allem deshalb ab, weil ihr an dieser Demo teilgenom¬ 
men habt. Wir wollen in der Broschüre inhaltlich nicht auf Eure Kritik eingehen, weil wir nichts da¬ 
von halten uns aufgrund von Zitaten aus linken Aufrufen etc. einen Schlagabtausch zu liefern. Wir 
gehen davon aus, daß sich jeder und jede aufgrund der Broschüre und/oder ihrer eigenen Teil¬ 
nahme an der Demonstration eine Meinung bilden kann. Die Redebeiträge der Demonstration 
sind in der Broschüre abgedruckt und wir denken, daß sie ebenso wie Eure Kritik für sich selber 
sprechen und die unterschiedlichen Politikansätze deutlich werden. 

Wir sind nicht bereit uns mit euch ausschließlich in nachhinein über politischen Initiativen von uns 
schriftlich auseinanderzusetzen. Vielmehr verstehen wir unter produktiver Kritik einen gleichbe¬ 
rechtigten Austausch im Rahmen von politischen Prozessen in die sich Menschen mit unter¬ 
schiedlichen Positionen rein stellen. 

>> STELLUNGNAHME DER "GRUPPE ROT FRONT” ZUR DEMONSTRATION "GEGEN DIE 

STAATLICHEN WIEDERVEREINIGUNGSFEIERN'* AM 02, OKTOBER 1993 IN 

SAARBRÜCKEN << 


Wir waren auf der Demonstration am 02. Oktober 1993 in Saarbrücken, an 
der etwa 250-300 Menschen teilnahmen, und haben dort unser 'plakatähn¬ 
liches Flugblatt'(1) "ZERSCHLAGT DEN DEUTSCHEN IMPERIALISMUS" verteilt. 


ZUM AUFRUF 


Wir haben an der Demonstration teilgenommen, nicht , weil wir hauptsäch¬ 
lich "gegen die staatlichen 'Wiedervereinigungs’-feiern" (Zitat aus dem 
Aufruf) demonstrieren wollten, sondern weil wir Widerstand gegen den 
deutschen Imperialismus allgemein und gegen die imperialistische Einver¬ 
leibung der DDR zeigen wollten. 


Neben den verharmlosenden Motto der Demonstration finden wir vor allem 
die Formulierung von der "salbe>ernannten Großmacht Deutschland” (2) 
falsch und gefährlich. Denn das würde bedeuten, daß die BRD keine Groß¬ 
macht ist und damit wird der deutsche Imperialismus verharmlost und zu¬ 
mindest unbewußt in Schutz genommen. 


Der westdeutsche Imperialismus ist keineswegs ein nach 1945 neu entstan¬ 
dener Imperialismus, sondern steht in der ungebrochenen Kontinuität des 
deutschen Imperialismus, der den Ersten und Zweiten Weltkrieg auslöste 
und im Zweiten Weltkrieg die bisher größten Verbrechen der Weltgeschich¬ 
te (Industrieller Völkermord an 6.000.000 Jüdinnen und Juden und 500.000 
Roma und Sinti) begangen hat. 


Der Nazi-Faschismus, eine Herrschaftsform des deutschen Finanzkapitals, 
wurde zwar 1945 geschlagen, aber nicht zerschlagen. Durch diese unge¬ 
brochene Fortsetzung der Herrschaft der Bourgeoisie war der Staat des 
deutschen Imperialismus stets eine imperialistische Großmacht und ist 
sie bis heute geblieben. 

"Die Geschichte zeigt, daß eine kurze 
Zeitspanne von zwanzig bis dreißig Jahren 
genügt, damit Deutschland sich von der Nie¬ 
derlage erholt und seine Macht wieder her¬ 
stellt." 

(J.W.Stalin, "Der 27. Jahrestag der großen 
sozialistischen Oktoberrevolution", 1944) 

Wir fanden es gut, daß es überhaupt eine Mobilisierung zu der Demonstra¬ 
tion gab. Besonders wichtig und gut fanden wir die Solidaritätserklärung 
mit den hungerstreikenden Arbeiterinnen und Arbeitern und deren Angehö¬ 
rigen in Bischofferode. 








Allerdings erscheint uns der Aufruf insgesamt als zu allgemeingültig und 
ohne konkrete Perspektiven zur Zerschlagung des deutschen Imperialismus 
bzw. zum Aufbau der Klassenlosen Gesellschaft. 


NATIONALISTISCHER DRECK 

Auf der Demonstration wurde ein Redebeitrag zugelassen, der vor nationa¬ 
listischen Dreck strotze ('die sogenannte Wiedervereinigung sei ein be¬ 
rechtigtes Anliegen der Mehrheit der Bevölkerung in Ost und West; es gä¬ 
be eine hauptsächlich fortschrittliche Seite und es seien nur Schön- 
heitskorrekturen vorzunehmen;...'). 

Es war ein Fehler von uns, nicht gleich auf der Demonstration entschie¬ 
den dagegen vorzugehen. Wir wissen leider nicht genau, von wem der Bei¬ 
trag war, beim nächsten Mal jedoch werden wir alles tun, um eine solche 
Dreckspropaganda zu verhindern. 


ZU EINIGEN PAROLEN 


Parolen sind in den meisten Fällen Ausdruck von Haltungen und (hoffent¬ 
lich) nicht einfach dahergesagt. Daher ist auch eine Kritik wichtig und 
berechtigt. Das nur vorweg. 


- ''Bleiberecht für Alle" 


Diese Forderung halten wir für ungenau, da es bedeuten würde, daß auch 
Diktatoren, Folterer und Faschisten ein Bleiberecht hätten, wie dies von 
der BRD praktiziert wurde und wird. Während Revolutionäre, Antifaschist- 
innen/en, andere vom Imperialismus Verfolgte und in ihrer Existenz be¬ 
drohte Menschen abgeschoben wurden und werden, fanden Naziverbrecher aus 
anderen Ländern, Diktatoren und ihre Henkersknechte offene Arme des 
deutschen Imperialismus vor. 


Bereits in der Französischen Revolution wurde geklärt, daß das Asylrecht 
nicht für die Diktatoren und Reaktionäre, sondern für die von ihnen Ver¬ 
folgten und Unterdrückten gilt. 

Wir finden es besser zu sagen: ''Bleiberecht für alle von Imperialismus 

und Reaktion verfolqtenl" 

Diese Forderung allerdings in eine vernünftig rufbare Parole zu fassen, 
ist uns nicht gelungen. 


- "Freiheit für alle politischen Gefangenen!" / 

"Reißen wir die Knäste ein. Weiterstadt kann nur der Anfang sein!" 

Der Ruf nach Freiheit für "alle politischen Gefangenen" ist unserer Mei¬ 
nung nach ungenau formuliert, da unter "alle" auch Nazis hinzugezählt 
werden können. 

Wir werden uns natürlich nicht beschweren, wenn der imperialistische 
Staatsapperat unter dem Druck der internationalen Öffentlichkeit und/ 
oder durch antifaschistischen Widerstand gezwungen wird, seine Hand¬ 
langer (z.B. Michael Kühnen) für gewisse Zeit aus dem Verkehr zu ziehen. 
Unser Vorschlag wäre: "Freiheit für alle antifaschistischen / revolutio¬ 
nären Gefangenen!" 


Die Forderung, alle Knäste einzureißen, finden wir, wie auch die Forde¬ 
rung "Für eine Gesellschaft ohne Knästei", teils falsch, teils ungenau 
und schwammig. Es hört sich ja nicht schlecht an, und auch wir haben uns 
natürlich über den Angriff der RAF auf den Knastneubau in Weiterstadt 
gefreut, der ein Schlag gegen den Repressionsapperat des deutschen Impe¬ 
rialismus war. 












Wir treten ein für den Kommunismus, für die klasselose Gesellschaft, die 
auch eine Gesellschaft ohne Knäste sein wird. Auf dem Weg dorthin je¬ 
doch, nach der proletarischen Revolution, in langwierigen Klassenkämpfen 
über Generationen hinweg und in der Diktatur des Proletariats sind die 
Knäste noch notwendig, um die Damen und Herren der Banken und Konzerne, 
Nazis, Militaristen und andere Reaktionäre dorthin zu stecken, wo sie 
hingehören. 

- "in Bad Kleinen, das war Mord; Kampf dem Faschismus an jedem Orti" 

Diese Parole erweckt den Eindruck, daß die Hinrichtung von Wolfgang 
Grams durch die Killer der GSG-9 bereits Ausdruck des Faschismus sei. 
Diese Haltung offenbart eine Fehleinschätzung, wie sie bereits bei den 
Morden an Anderas Baader, Gudrun Ensslin, Jan Carl Raspe und Ingrid 
Schubert 1977 in Stammheim vorgenommen wurde. 

Jene Morde als Faschismus zu bezeichnen, käme einer Verharmlosung des 
Faschismus, insbesondere des Nazifaschismus gleich. Sie waren ledig¬ 
lich” Ausdruck der fortschreitenden Faschisierung, der Agression nach 
innen. 

Faschismus ist die offen terroristische Diktatur des Finanzkapitals, al¬ 
so eine Herrschaftsform der herrschenden Klasse, der Bourgeoisie und 
zwar in seinem gesamten Rahmen und nicht nur an einem Punkt (wie der Er¬ 
mordung der Kämpferinnen und Kämpfer aus der RAF). 


ZUR AUFFORDERUNG, DIE VERMUMMUNG RUNTERZUNEHMEN 

Als sich der Demonstrationszug am Max-Ophüls-Platz formierte, wurden ei¬ 
nige Menschen, die es berechtigterweise für notwendig hielten, sich zu 
vermummen (es wurde massiv gefilmt und fotographiert, außerdem wimmelte 
es von Zivibullen), aufgefordert, doch bitte die Vermummung runter zu 
nehmen. 

Wir finden dieses Verhalten unmöglich. Es ist eigentlich im Gegenteil 
scharf zu kritisiern, daß immer weniger Demonstrationsteilnehmer/innen 
die unbedingte Notwendigkeit der Vermummung zum eigenen Schutz erkennen. 

Unserer Ansicht nach ist dies ein Resultat des sich immer weiter aus¬ 
breitenden Reformismus. 


Wir würden uns über berechtigte Kritik und Disskusion an den hier aufge¬ 
führten Punkten und an unserem Flugblatt freuen. 

Schreibt Eure Kritik an den ANTIFA RUNDBRIEF (c/o Infobüro, Alte Feuer¬ 
wache, Landwehrplatz. 66111 SAARBRÜCKEN) , damit sie (hoffentlich) dort 
veröffentlicht wird und wir darauf können wir dann auch antworten. 


ROT FRONT 


(1) Geplant war das Ganze als Plakat, wir mußten jedoch an so vielen 
Punkten eine genaue Abgrenzung vornehmen, so daß es am Ende doch 
mehr einen flugblattähnlichen Charakter bekam. Für ein Flugblatt 
aber enthält der Text, wie bereits zu Recht kritisiert wurde, zu 
viele Thesen, ohne diese näher zu erläutern; es ist also nicht aus¬ 
führlich genug. 

(2) Zitiert nach dem Aufruf. 
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Von unseren Redaktionsmitgliedem 
WERNER ROHNER und 
MARCO REUTHER ' / 

Die saarländische. Landespolitik ist be¬ 
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Nach dem Fest: 
Aufatmen! 


i Saarbrücken (wg). Das Fest der Deutschen 
Einheit ist vorbei: Aufatmen bei vielen. Die, 
Polizei war mit dem Großeinsatz zufrieden, 
trotz der Festnahme junger Demonstran¬ 
ten, die nach ständigen Störungen unum- ; 
gänglich wurde, wie Polizeisprecher Paul 
Zimmer feststellte. Ansonsten herrschte 
'Ruhe ohne Verkehrsunfälle und Zwi¬ 
schenfälle. Die politische Prominenz blieb 
trotz des Bades in der Menge unbehelligt, 
behielt Saarbrücken in guter Erinnerung. . 
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Hef durchgeatmet haben die Saarbrücker 
Polizeichefs am Sonntagnachmittag, als 
über Funk die Meldung kam, daß die Polit- 
Prominenz von Staatsoberhaupt Richard 
von Weizsäcker über Bundeskanzler Kohl 
und die Ministerpräsidenten Rau, Stolpe, 
Vogel und Scharping sowie Heide Simonis 
aus Kiel, und auch die Bundesminister Kin¬ 
kel, Kanther und Bohl alle wieder auf dem 
Weg ln ihre Heimat sind. Sicherheitsstufe 
eins über einer ganzen Innenstadt bringt 
für die verantwortlichen Sicherheitsleute 
doch jede Menge Nervenkitzel. 

‘ .Einen solchen Großeinsatz hatten wir 
im Saarland noch -nie“ — Paul Zimmer, 
Pressesprecher der federführenden Poli- 
teidirektion Mitte, kann sich jedenfalls an 
kein gleichrangiges Ereignis erinnern. Und 
die Polizei hatte wohl auch noch nie so 
viele Anfragen aus der Bevölkerung zu ei¬ 
ner Veranstaltung. Pausenlos klingelte das 
i eigens eingerichtete Bürgertelefon. 

| \. Gut 2000 Beamte, also zwei Drittel des 


Saarbrücken überall gefordert — 44 Festnahmen ‘ 

saarländischen Polizeipersonals, waren im zeidirektion leer bleiben würde, 
Einsatz. Polizeidirektor Dietmar Hünne- tagnachmittag wurde er mit 

feld und sein Stellvertreter, Kriminalober- --- “ ,,c ^ orT ' * ,,tAnATrw 

rat Gerd Müllenbach, mußten zwangsläufig 
auch auf Verstärkung aus anderen Bun¬ 
desländern zurückgreifen. 


Hubschrauber über der Festzone 

Ein Sondereinsatzkommando aus Nord¬ 
rhein-Westfalen stand für den Fall der Fäl¬ 
le bereit Im pfälzischen Enkenbach hatte 
Be rcitschafts polizei Alarmbereitschaft 
Von Rheinland-Pfalz ausgeliehen wurde 
auch der Polizeihubschrauber, der über der 
Festzone kreiste und Luftaufnahmen in die 
Einsatzzentrale übermittelte. Videoüber¬ 
tragungen von entscheidenden Punkten ga¬ 
rantierten übrigens, daß die Polizei stets 
einen kompletten Überblick über die Fest¬ 
zone hatte und reagieren konnte. 

Nur die kühnsten Optimisten hatten da¬ 
mit gerechnet, daß ein speziell angemiete¬ 
ter Container auf dem Gelände der Poli- 
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nommenen aus dem autonomen 
legt Verlief eine Demonstration 
Einheits-Feier am Samstag nocl 
kam es am Sonntagnachmittag 
St Johanper Markt zu Zwischen 
Polizei hatte im Vorfeld und au 
anstaltung mit einer eigenen CE 
kennen keine Grenzen“ für Tc 
worben, fand bei den radikaler 
an diesem Nachmittag aber k 
mehr. 

Auf dem St Johanner Markt 
Lage bedrohlich: Die Störer g) 
nach. Polizeieinheiten mußten j 
dem Umfeld der Ministerpräsi< 
kar Lafontaine und Rudolf Schar 
von Bundestagspräsidentin Sü* 
drängen. Wenig später kam es d 
vorläufigen Festnahmen, als ei 
monstr&nten gegen Passanten j 
wurden. 










STIMMEN ZUR DEMO 



... VON DER VORBEREITUNGSGRUPPE 


Trotzt unser laschen Mobilisierung kamen 300 Leute 
zur Demo. Dies schätzen wir als recht viel ein, da es 
sich um keine Bündnisdemo handelte und immer we¬ 
niger Menschen bereit sind, für ihre Interessen und 
Vorstellungen auf der Strasse zu gehen. Auch war es 
nicht zu übersehen, daß ein Generationswechsel 
stattfindet. Jüngere Leute prägten das Bild der De¬ 
mo, obwohl doch noch einige alte Genossinnen aus 
ihren Löchern kamen, fehlten doch viele. Auf der 
Demo selbst war eine gute Stimmung, es wurden 
viele Parolen gerufen, es gab 'ne Menge schöner 
Transparente und eine BRDigung mit Sarg und Hel¬ 
mut Kohl. Klar gab es Fehler und einige chaotische 
Situationen, doch als Ganzes sehen wir die Demo als 
Erfolg an. Es war eine geschlossene Demonstration 
und durch die vielen Redebeiträge ist es uns doch 
gelungen, einiges Inhaltliche in und aus der Demo 


rüber zu bringen. Ziemlich beschissen fanden wir es, 
daß, als der Demozug über die Eisenbahnbrücke 
ging, unter der auf der Saar Bundeswehrsoldaten mit 
Fähren manövrierten, viele Leute aus der Demo zum 
Brückengeländer rannten, gafften und somit sich die 
Demo fast auflöste. Erst nach mehrmaligen Auffor¬ 
derungen konnte wir weiter gehen. Auch konnten es 
einige Leute nicht zwei Stunden ohne Alkohol aus- 
halten, obwohl wir in der Vorbereitung und auf der 
Demo darauf hingewiesen hatten, daß wir keinen Al¬ 
kohol dulden würden. Beeindruckend war der Ein¬ 
faltsreichtum einiger beim Tarnen ihrer Bierdosen. 
Wir wollen auch nicht unerwähnt lassen, daß sich 
mehr Leute als sonst Gedanken gemacht haben und 
sich verantwortlich für den positiven Verlauf der 
Demo eingesetzt haben, und wir hoffen, daß sich 
diese Entwicklung fortsetzt. 


RADIO "HARTE ZEITEN" - SENDUNG VOM 16.10.1993 IM "OFFENEN KANAL" 


Wer am Montag nach dem Jubelwochenende zum 
"Tag der deutschen Einheit" die "Saarbrücker Zei¬ 
tung" aufschlug, vermochte nur zwischen den Zeilen 
der Hofberichterstatter zu erkennen, das der 2. und 
3. Oktober in Saarbrücken nicht ohne Proteste über 
die Bühne ging. 


Die Demonstration vom Samstag unter der Parole 
"Für uns Krieg und Elend, für sie mehr Profit - 
'Neue Weltordnung', da feiern wir nicht mit", an 
der sich rund 300 Menschen beteiligten, war den 
Festtagsschreibem gerade ein halber Nebensatz wert. 
Das glanzvolle Bild, das den Vollzug der "Deut- 







2. Presseerklärung 


Heute Nachmittag um 15.00 Uhr haben wir uns erneut in der Innenstadt versammelt, um gegen die 
Jubelfeiern am 03.10., anläßlich des "Tages der deutschen Einheit“ zu demonstrieren, zu dieser Zeit war 
unter anderem Außenminister Kinkel in dem Bereich St.Johanner Markt, um eine Propagandaveran¬ 
staltung durchzuführen und ein "Bad in der Menge“ zu nehmen. 

wir hatten uns am St. Johanner Markt versammelt mit transparenten und lautstarkt Parolen gerufen. 
Insbesondere gegen Rassismus, gegen die Kriminalisierung von Antifaschistinnen, gegen den Bundes¬ 
wehreinsatz in Somalia und für die Freiheit der politischen Gefangenen. 

Kinkel als ehemaliger Justizminister steht für die KGT-Initiative, in der die Entlassung einiger politischer 
Gefangener in Aussicht gestellt wurde. Diese Initiative der KGT war ein propagandistischer Schachzug 
der Aufstandsbekämpfungsapparate, um den Widerstand ruhigzusteilen und die Initiativen um die 
Frage der politischen Gefangenen und die legitime Forderung nach Zusammenlegung in große Grup¬ 
pen bis zur Freiheit aller politischen Gefangenen in die Hand zu bekommen. 

Die politischen Gefangenen sind nach wie vor in Isolationshaft, in Stammheim laufen neue Prozesse 
gegen einige politische Gefangene aus der RAF und die gesamte Propaganda um diese sogenann¬ 
te Kinkelinitiative ist wie eine Seifenblase zerplatzt, 

Wir fordern die sofortige Zusammenlegung der politischen gefangenen in selbstbestimmte Gruppen 
und die Freilassung der haftunfähigen Gefangenen, 

Perspektivisch geht es darum die Freiheit aller politischen Gefangenen zu erkämpfen. 

Mit diesen Inhalten sind wir am Nachmittag in die Stadt und wurden vor dem Zelt des Auswärtigen 
Amtes massiv abgedrängt. Dorthin kam Kinkel zur gleichen Zeit, als wir da waren, und deshalb wollten 
sie uns dort weg haben. Es kam von Seiten der Polizei dabei sofort zu Knüppeleinsätzen, wir wurden in 
die Türkenstraße abgedrängt und dort eingekesselt. In der Türkenstraße wurden wir weiter abge¬ 
drängt, um später erneut eingekesselt zu werden. 

Aus dem Kessel wurden 44 Menschen festgenommen, zur gleichen Zeit wurden am St. Johanner 
Markt von der Polizei Schriften an die Bevölkerung verteilt, in denen zu “Demokratie und Toleranz" auf¬ 
gefordert wurde. 

Die Festgenommenen wurden in die Mainzer Straße - Polizeipräsidium - gebracht, dort fotografiert 
und in Container weg gesperrt. 

Wir fordern die sofortige Freilassung aller Festgenommenen! 

Wir fordern die Presse und andere demokratische Menschen dazu auf, gegen den Kessel, die Fest¬ 
nahmen und den Polizeiterror zu protestieren! 

Wir fordern die Einstellung aller Ermittlungsverfahren! 

Nachtrag: 

Von den 44 Festgenommenen ist der letzte um 00.30 Uhr in der Nacht von Sonntag auf Montag ent¬ 
lassen worden. 






Zum Polizeikessel und den Festnahmen am 3.10.93 


Am 3.10.93 wurden in Saarbrücken 44 Demonstr antlnnen verhaftet, die 
gegen die Jubelfeiern zum "Tag der deutschen Einheit" protestiert hatten. 
Die Ereignisse wurden in den Medien, insbesondere in der Saarbrücker 
Zeitung, vö 11 ig falsch dargestellt. 



Mit Knüppeln und Fußtritten trieb die Polizei kurz nach 15 Uhr ohne jede 
Vorwarnung die Demonstration in die Türkenstraße und kesselte sie ein. 


Mit ihrer Aktion machten 
die Teilnehmerinnen 

deutlich, daß es vor dem 
Hintergrund der politi¬ 
schen Entwicklung in 

Deutschland nichts zu 
feiern gibt. Angesichts 

der faktischen Abschaf¬ 
fung des Asylrechts, des 
Bundeswehr einsatzes in 
Somalia und des be¬ 
schleunigten Sozialab¬ 
baus sollte während der 
Feierlichkeiten auf die 
realen Zustände hinge¬ 

wiesen werden. 


Anders als in der Saar¬ 
brücker Zeitung berich¬ 
tet, verlief die 

Protestaktion von uns De¬ 
monstr antlnnen aus 

durchweg friedlich, wir 
riefen Losungen und ver¬ 
teilten Flugblätter auf 
dem St. Johanner Markt. 


Kurze Zeit später wurden wir weiter in Richtung Gerberstraße abgedrängt, 
an der eine Einheit des SEK postiert wurde. Die Polizei verwies daraufhin 
Passanten und Presse aus der Türkenstr. in Richtung Markt, offensichtlich 
um sich nicht in die Karten sehen zu lassen. 

Nach und nach wurden nun die überwiegend jugendlichen Festgehaltenen 
mit Gefangenentransportern in die Polizeikaserne Mainzer Straße ge¬ 
bracht, die letzen nach einer Stunde. Einige von uns blieben eineinhalb 
Stunden auf dem Hof der Kaserne in den engen schlecht belüfteten Zweier¬ 
zellen der VW-Bus-Transporter eingesperrt. 

Alle Festgenommenen wurden daraufhin fotografiert, zum wiederholten 
Mal durchsucht, und wurden alle mitgeführten Gegenstände weggenommen. 
Alle wurden in 4 fabrikneue, offensichtlich extra für dieses Wochenende 
aufgestellte Baucontainern gesperrt. Auf 2,5 x 5,5 Metern waren bei unzu¬ 
reichender Belüftung und ohne Licht bis zu 25 Menschen eingepfercht. 
Eine Verhaftete äußerte ihren E in d r u c k:" E i ng e s p e r r t wie Tiere." 

Telefonate mit Anwälten oder Eltern Wurden zunächst völlig verweigert, 
nach einiger Zeit konnten einige Jugendliche ihre Eltern verständigen. 

Erst vier Stunden nach Beginn der Einkesselung wurden für uns Getränke 



herbeigeschafft, zu essen gab es überhaupt nichts. 

Nach der absichtlich schleppenden P e r s o n a li e n f e s t s t e 11 u n g wurden alle 
von Kriminalbeamten verhört. Jugendliche wurden mit dem Hinweis auf die 
Bestrafung durch ihre Eltern e i n ge s c hü c h t e r t, Berufstätige mit der 
Drohung, sie bis 4 Uhr festzuhalten. 

Zu Anfang lauteten die Vorwürfe auf Landfriedensbruch und Nötigung, 
nachdem sich dies als völlig unhaltbar erwies, verhörte man uns zum 
Vorwurf einer O r dn un gs wi dr i gk e i t. Zitat: "Sie nahmen eine grob ungehöri¬ 
ge Handlung vor, die geeignet war, die Allgemeinheit zu belästigen, indem 
sie eine Veranstaltung lautstark mit Spruchlärm störten und Fußgänger be¬ 
hinderten." Im Weiteren folgte die glatte Lüge, daß gegen uns 3-4mal 
Platzverweise oder Betretungsverbote ausgesprochen worden sein. 

Ab 21 Uhr etwa sechs Stunden nach 
Beginn der Polizeiaktion wurden die 
ersten Jugendlichen freigelassen und 
von ihren Eltern abgeholt. Kurz vor 

23 Uhr kamen die ersten erwachsenen 
Festgenommenen frei, der letzte um 

24 Uhr. 


Die gesamte Polizeiaktion hatte nach 
unserem Eindruck den Zweck, jeden 
Protest gegen die Jube1verans t a 11un- 
gen zum "neuen Nationalfeiertag" zum 
Schweigen zu bringen. Das offizielle 
Saarland war wohl um sein Image 
besorgt. 

Darüberhinaus ging es darum, unbe¬ 
queme kritische Jugendliche zu krimi¬ 
nalisieren und einzuschüchtern. 

Wie immer besonders reaktionär in 
ihrer Berichterstattung behauptet die 
Saarbrücker Zeutung in ihrer Mon¬ 
tagsausgabe, die Jugendlichen seien 
bei ihrer Aktion gegen Passanten ge¬ 
walttätig geworden,ihnen werde Land¬ 
friedensbruch vorgeworfen. 

Wir fordern die sofortige Einstellung aller Verfahren, sämtliche Daten, 
die in Zusammenhang mit den Protestaktionen gesammelt wurden, müssen 
gelöscht werden. Die Verantwortlichen für den Polzeikessel, die stunden¬ 
langen Freiheitsberaubungen und die menschenunwürdige Unterbringung 
der Festgenommenen müssen zur Rechenschaft gezogen werden. Wir behal¬ 
ten uns weitere juristische Schritte gegen die eingesetzten Beamtinnen 
und ihre Vorgesetzten vor. 

Kontaktadresse für alle Zeugen und Betroffene: Infoladen im AZ 
Brauerstr. 39, 66123 Saarbrücken, 0681/374364, Jeden Mittwoch 
von 18-20 Uhr geöffnet 

Treffen für alle Festgenommenen und Zeugen: 

20.10.93 18.00 Uhr Infoladen Im AZ (Adresse siehe oben) 

Gemeinsame Beratung über weitere Schritte und Rechtshilfe 






































BERICHT EINER FESTGENOMMENEN 


Am Sonntag, dem 3.10., haben etwa 60 Leute - 
überwiegend Jugendliche - nachmittags noch eine 
kleine, feine Spontandemo gegen die staatlichen Ju¬ 
belfeiern veranstaltet. Weil es eben in Deutschland 
nichts zu bejubeln gibt. 

Gegen 15.00 Uhr sind wir vom Brunnen auf dem St. 
Johanner Markt Richtung Mainzer Straße gezogen, 
haben Flugblätter verteilt und herausgerufen, was 
uns stinkt - übrigens völlig friedlich. 



Kurz darauf tauchten Polizisten in geschlossenen 
Reihen auf. Sie trieben uns ohne jede Vorwarnung 
mit Knüppeln und Fußtritten in die Türkenstraße, 
kesselten uns ein, warteten eine Weile und drängten 
uns dann weiter Richtung Gerberstraße. Hier wurden 
wir auf eine Einheit des "Sondereinsatzkommandos" 
zugedrängt, das mit Helmen, Knüppeln, Schußwaf¬ 
fen und grün/schwarzen Klamotten ausgesprochen 
kriegerisch aussah. 

Passanten und Presse, auch das ZDF, wurden aus 
der Türkenstraße in Richtung Markt verwiesen, 
zwecks Ausschluß der Öffentlichkeit. 

Einer nach dem anderen, insgesamt 44 Menschen, 
wurden wir in Polizeitransporter verladen; die letz¬ 
ten nach einer Stunde Aufenthalt zwischen SEK und 
anderen Polizisten. 

Bis zu 1 1/2 Stunden mußten wir in den engen Zel¬ 
len der Transporter, zum Teil ohne Lüftung, im Hof 
der Polizeikaseme Mainzer Straße warten. 


Einer nach dem andern wurden wir fotografiert; teils 
schon in der Türkenstraße, teils in der Garage der 
Polizeikaseme. 

Dort haben sie uns auch zum wiederholten Male 
durchsucht, abgetastet und uns alles weggenommen, 
was wir bei uns trugen. Als ich aus dem VW-Trans- 
porter in die Polizeigarage gebracht wurde, war ich 
erstmal schockiert: Nebeneinander standen vier 
Stahlcontainer, 5 1/2 x 2 1/2 m, die Türen ge¬ 
schlossen, jeweils ein Fenster, höchstens 1 x 1 m. 
Aus diesen Fenstern hingen jeweils soviele Men¬ 
schen, wie irgend Platz hatten. Als ich zu 12 Frauen 
in eine dieser Kisten gesperrt wurde, wußte ich auch 
warum: Es war kaum Sauerstoff drin. Hinten waren 
noch zwei Stahlklappen einen winzigen Spalt weit 
geöffnet. 

Die Kästen waren innen plastik-verkleidet, sie hatten 
kein Licht. Bei der absichtlich schleppenden Perso¬ 
nalienfeststellung wurden wir von Container zu Con¬ 
tainer umsortiert, bis in einer Kiste zeitweise 25 
Menschen steckten. Telefonate mit Eltern oder An¬ 
wälten wurden uns zunächst völlig verweigert, ob¬ 
wohl jeder Festgenommene ein Recht darauf hat. 
Erst nach einiger Zeit konnten einige Jugendliche ih¬ 
re Eltern verständigen. 

Erst nach Stunden gab es Getränke, zu Essen gab es 
gar nichts. 

Darüber, wie lange wir festgehalten werden sollten, 
wechselten die Angaben zwischen "1 1/2 Stunden" 
und "bis vier Uhr nachts". Nach dem Feststellen der 
Personalien begannen, ebenso schleppend, die Ver¬ 
höre. 

Vor den Kästen liefen Unmengen von Polizisten her¬ 
um, zivil und uniformiert. Zusammen mit den verhö¬ 
renden Polizisten boten sie ein Theater mit den Rol¬ 
len: Väterlich/mütterlich ("Er tut mir ja so leid"), 
gönnerhaft ("Ich müßte Euch überhaupt nichts zu 
trinken geben"), regierungskritisch ("Die Kohlrede 
vom 3.10. war wie die Muppetshow"), drohend/an¬ 
biedernd ("Kriegst du jetzt Dresche von Deinen Al¬ 
ten?"), kultiviert ("Aber Herr..., wie sind denn Sie 
hier hereingeraten?"), ruppig, einschüchtemd, kum¬ 
pelhaft, jung-dynamisch. 

Anfangs wurden uns Landfriedensbruch und Nöti¬ 
gung vorgeworfen. 

Das war wohl so unhaltbar, daß der Vorwurf auf ei¬ 
ne Ordnungswidrigkeit schrumpfte. Zitat: "Sie nah¬ 
men eine grob ungehörige Handlung vor, die geeig¬ 
net war, die Allgemeinheit zu belästigen, indem Sie 
eine Veranstaltung lautstark mit Spruchlärm störten 
und Fußgänger behinderten." 

Es blieb die glatte Lüge, wir seien 3 bis 4 Mal zum 
Verlassen des Platzes aufgefordert worden. Nicht ein 
einziges Mal wurde uns irgendetwas gesagt. 

Ab 21.00 Uhr wurden die ersten Jugendlichen frei¬ 
gelassen und von ihren Eltern abgeholt, kurz vor 
23.00 Uhr die ersten Volljährigen. 

Der letzte Jugendliche war 23.45 Uhr auf freiem 
Fuß, der letzte Erwachsene um 24.00 Uhr. 








Diese Festnahmeaktion hatte den Zweck, jeden Pro¬ 
test gegen die Jubelveranstaltungen zum Schweigen 
zu bringen. Das offizielle Saarland war wohl um ein 
brav regierungstreues Image besorgt. Bei der Gele¬ 
genheit sollen unbequeme, kritische Jugendliche kri¬ 
minalisiert und so eingeschüchtert werden, daß ihnen 
das Demonstrieren vergeht, 

ln der Saarbrücker Zeitung vom 4.10. sind die Ab¬ 
läufe gänzlich falsch dargestellt: Die Demonstration 
sei gewalttätig gewesen (das steht nicht mal in den 
Ordnungswidrigkeitsbescheiden; es stimmt ja auch 
nicht); uns werde Landfriedensbruch vorgeworfen. 
Die ganze Aktion von Polizeikessel bis zu den Stahl- 
containem war Freiheitsberaubung, die Unterbrin¬ 


gung eine schlichte Unverschämtheit. 

Daß sich genug Leute in Deutschland an solche Zu¬ 
stände schon gewöhnt haben, daß in anderen Län¬ 
dern und zu anderen Zeiten Festnahmen, Polizeiver¬ 
halten und Polizeigewahrsam wesentlich schlimmer 
sind - das macht am Falschen hier nichts richtiger. 
Wir fordern die sofortige Einstellung aller Verfah¬ 
ren. 

Sämtliche Daten, die im Zusammenhang mit den 
Protestaktionen gesammelt wurden, müssen gelöscht 
werden. 

Die Verantwortlichen für diese Polizeiaktion müssen 
zur Rechenschaft gezogen werden. 


[von derselben Frau gibt's noch einen Artikel:] 

KOSTET 'NE DEMO HUNDERT MARK? 

Warum ich mit anderen Einspruch gegen den Bußgeldbescheid eingelegt habe. 


Wegen der Demo am 03.10.93 gegen die Feierlich¬ 
keiten der "Wiedervereinigung" wurde allen, die 
beim Kessel in der Türkenstraße festgenommen wor¬ 
den sind, ein Bußgeldbescheid über 104,- DM zuge¬ 
schickt. Begründung: 

"Sie nahmen eine grob ungehörige Handlung vor, 
die geeignet war, die Allgemeinheit zu belästigen, zu 
gefährden und die öffentliche Ordnung zu beein¬ 
trächtigen, indem Sie eine Veranstaltung lautstark 
mit Spruchlärm störten und Fußgänger behinderten. 
Trotz mehrmaliger polizeilicher Weisungen befolg¬ 
ten Sie diese nicht." 

Grundsätzlich lehne ich es ab, für eine Demo hinter¬ 
her zu bezahlen. Wenn sowas einreißt, könnten die 
Bullen in Zukunft bei jeder Demo mit irgendwelchen 
fadenscheinigen Begründungen zur Kasse bitten. Im 
Einzelnen kann ich das, was uns im Bußgeldbescheid 
vorgeworfen wird, nicht akzeptieren. 

Wir haben von unserem Recht auf eine Spontande¬ 
monstration Gebrauch gemacht, wir haben tatsäch¬ 
lich lautstark demonstriert und nicht schweigend. 
Das öffentliche Demonstrieren mitsamt Transparen¬ 
ten und Parolen ist in der BRD auch durchaus (noch) 
erlaubt. 

Die Behinderung von Fußgängern könnte auf jedem 
Volksfest oder Weihnachtsmarkt jeder jedem vor¬ 
werfen. 

Unsere "grob ungehörige Handlung" war laut Buß¬ 
geldbescheid bloß geeignet, "die Allgemeinheit zu 
belästigen, zu gefährden und die öffentliche Ordnung 
zu beeinträchtigen", hat es offenbar selbst ihrer An¬ 
sicht nach nicht einmal getan. 

Insbesondere war die Allgemeinheit ganz bestimmt 
nicht durch uns gefährdet, (die Polizei dagegen hat 
Leute - Teile dieser Allgemeinheit - festgenommen, 
die an der Demo gar nicht teilgenommen hatten.) 
Polizeiliche Weisungen habe ich nicht ein einziges 
Mal gehört, schon gar nicht mehrmals. Auch sonst 
niemand von den Demonstranten. 


Weder die Veranstalter der Festivität noch die Poli¬ 
zei noch sonst irgendjemand hatte uns mit Worten 
des Platzes verwiesen, bevor wir mit Knüppeln in 
die Türkenstraße gedrängt wurden. 

Der Einsatz von Polizei und SEK, die Einkesselun¬ 
gen, die Festnahme, das Aufhehmen der Personalien, 
das Fotografieren, das stundenlange Festhalten in 
Polizeitransportem und Stahlcontainern, die Verhöre 
und der Bußgeldbescheid dienen alle zusammen der 
Einschüchterung kritischer Menschen. 

Sie sollen uns und letztlich alle Bewohner dieses 
Staates davon abschrecken, Kritik an seiner Politik 
öffentlich hör- und sichtbar zu machen. 

Das ist der eigentliche Grund für den Bußgeldbe¬ 
scheid. 

Wir sollten uns nicht davon abhalten lassen, unsere 
Meinung an dem Ort und zu der Zeit zu demonstrie¬ 
ren, wo sie gehört und gesehen wird. 

Deshalb habe ich Einspruch gegen diesen Bußgeld¬ 
bescheid eingelegt. 

Am 11.12. habe ich als Zugabe von der Polizeidirek¬ 
tion Mitte e 

Einen Gebührenbescheid über 40,- DM für die "In- 
gewahrsamnähme" erhalten. 

Zitat: "Die Gebührenfestsetzung und - forderung er¬ 
geht aufgrund des § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Erhebung von Verwaltungs- und Benutzungsbebüh- 
ren ... in Verbindung mit § 2 der Polizeikostenver¬ 
ordnung..." 

Ich habe um diese "Ingewahrsamnahme" nicht gebe¬ 
ten. Ich halte sie für völlig ungerechtfertig. 

Daß ich für diese stundenlange Freiheitsberaubung 
und für die unfreiwillige "Benutzung" der unbe¬ 
leuchteten und unbelüfteten Stahlcontainer ohne Sitz¬ 
gelegenheit jetzt auch noch bezahlen soll, ist wirk¬ 
lich der Gipfel der Unverschämtheit. 

Ich werde auch gegen den Gebührenbescheid Wider¬ 
spruch einlegen. 


* 3iS' 



Nachtrag: Am Freitag, den 10. Dezember fand in 
Saarbrücken die Demonstration gegen das Verbot 
der kurdischen Organisationen statt. 

Am Ende dieser Demonstration, versuchten 2 Zivil 
Bullen F. festzunehmen. Erst nachdem sich einige 
Leute einmischten, konnte diese Absicht verhindert 
werden. 


Die Zivi Bullen stellten die Personalien von F. fest, 
mit dem Hinweis auf die Gegenaktivitäten am 3. Ok¬ 
tober und daß er diesbezüglich "als Zeuge" vorgela¬ 
den werden soll. 

Wir gehen davon aus, daß diese Maßnahme auf Ab¬ 
schreckung zielt und darauf aus ist Druck auf die 
Leute auszuüben. 


PROTESTSCHREIBEN GEGEN DIE FESTNAHMEN 


Aktion 3. Welt 
Weiskircher Str. 24 
6667 Losheim 


An das Losheim, den 01.12.1993 

Ministerium des Inneren 


Sehr geehrter Herr Läpple, 

während der Feierlichkeiten zum 3. Oktober in Saarbrücken wurden 44 Jugendliche eingekeselt und 
festgenommen. 

"Sie nahmen eine grob ungehörige Handlung vor, die geeignet war, die Allgemeinheit zu belästigen, indem 
sie eine Veranstaaltung lautstark mit Spruchlärm störten und Fußgänger behinderten.", lautete die 
Begündung für die Verhaftung. 

Eine Behandlung, "die geeignet war andere zu belästigen" - es also nicht einmal getan hat - ist eher ein 
dünner Vorwand als eine Begründung. Nach dieser Logik können auch Straßenfeste oder Glockenläuten 
verboten werden. 

Die "Aktion 3. Welt" protestiert gegen die Festnahmen und die danach folgenden Ermittlungen gegen die 
Demonstrationsteilnehmer und fordert die Aufhebung der Bußgeldforderungen! 

Dies sind Einschüchterungsmaßnahmen. Sie dienen der gezielten Kriminalisierung von Menschen, die vom 
Demonstrationsrecht Gebrauch gemacht haben. 

Diese Kriminalisierung Andersdenkender und deren an den Haaren herbeigezogene Begründung stehen nicht 
nur sprachlich für einen gesellschaftlichen Trand nach rechts- und einen Fall ins Bodenlose. 
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SOZIALISTISCHE 


DEUTSCHE 


ARBEITERJUGEND 


LANDESVORSTAND SAARLAND 


c/o Thomas Hagenhofer Im Talgarten 16 66386 St. Ingbert 

06894/580226 


PRESSEERKLÄRUNG 

POLIZEIWILLKÜR GEGEN JUGENDLICHE 


Die SDAJ Saarland protestiert energisch gegen die willkürliche Verhaf¬ 
tung von 44 meist jugendlichen Demonstrantlnnen, die ihren Protest 
gegen die Wiedervereinigungsfeiern am 3.10.93 in Saarbrücken zum Aus¬ 
druck brachten. 

Es ist skandalös, daß dieser Staat offensichtlich nichteinmal mehr den 
friedlichen Protest Jugendlicher gegen die menschen verachtende Politik 
des neuen Großdeutschlands, ob in Fragen der Flüchtlingspolitik oder der 
sozialen Grausamkeiten aller Regierungen in diesem Land, toleriert. 

Offensichtlich sollte mit dem dicken Knüppel klar gemacht werden, daß 
kritsche Stimmen an diesem Tag nicht auf den St. Johanner Markt sondern 
in Po 1 i z eigewahrsam gehören. 

Eine Lüge der Polizei ist die Behauptung, die Teilnehmerinnen seien 
mehrfach aufgefordert worden, den Platz zu räumen. Vielmehr gab es für 
die Demonstrantlnnen keine Chance, aus dem Polizeikessel zu entkommen. 
Augenscheinlich war nicht die Auflösung der Demonstration sondern die 
Verhaftung möglichst vieler Teilnehmerinnen der Befehl des Einsatzlei¬ 
ters. 

Sollten zu diesem Zeitpunkt noch Zweifel an der U n r e c h t m ä ß i g k e i t dieser 
Polizeiaktion bestanden haben, waren diese spätestens nach dem Abdrän¬ 
gen der umstehenden Passanten ausgeräumt. Die Polizei wollte diese Ver¬ 
haftungsaktion unter Ausschluß der Öffentlichkeit durchführen. 

..■y 

D i e SDAJ Saarland erklärt sich solidarisch mit allen Verhafteten und 
fordert die sofortige Einstellung aller Verfahren und die Vernichtung des 
gesammelten Datenmaterials. 

Wir behalten uns weitere juristische Schritte gegen die eingesetzten Poli- 
zistlnnen und gegen die verantwortlichen Beamten vor. 

St. Ingbert, den 5. Oktober 1993 




Landesvorsitzender 









ARTIKEL ZUM ELTERNABEND 


Unter den Festgenommenen vom 3.10. befanden sich viele Jugendliche vom "Jungen Linke"-Treff. Die 
Polizei rief erst nach vier Stunden bei deren Eltern an und forderten diese auf, ihre Kinder bei der 
Mainzer Str. abzuholen. 

Ziel der Festnahme und Inhaftierung war, den Protestzug gegen die Wiedervereinigungsfeiern zu ver¬ 
hindern. Durch gezielte Fehlinformation der Polizei und Falschmeldungen der "SZ“ wurden den Eltern 
ihre Kinder als Mitglieder einer randalierenden Horde präsentiert. Um dieser Verleumdung entgegen¬ 
zutreten wurde vom JuLi-Treff in der Brauerstr. ein Elternabend veranstaltet. 


EINLADUNG JUNGE LINKE TREFF 

Brauerstraße 39 
Saarbrücken 

Wir, die ''Jungen Linken”, treffen uns jeden Mittwoch zum Diskutieren und Planen von Aktivitäten ge¬ 
gen die wieder stark aufkommende Gewalt von Rechts. Um eventuelle Bedenken gegenüber unserer 
Gruppe zu beseitigen und zum besseren Verständnis unseres Wirkens wollen wir einen Informations- 
nachmrttag veranstalten, zu dem Sie sehr herzlich eingeladen sind. 

Beim gemeinsamen Kaffeetrinken können Sie sich von unserer politischen Arbeit ein besseres Bild ma¬ 
chen, als es vielleicht bis jetzt der Fall war. Zudem können Sie diese Gelegenheit nutzen um mit Eltern, 
die auf Grund ihrer hier mitwirkenden Kinder mehr Erfahrungen besitzen ins Gespräch zu kommen und 
sich auf diese Weise nochmals weiter zu informieren. 

Deshalb würden wir uns freuen Sie am Sonntag, den 17. 10. um 16.30 Uhr bei uns willkommen zu hei¬ 
ßen. 

JUNGE LINKE SAARBRÜCKEN 


Auf diese kurzfristige Einladung hin kamen wider Erwarten ca. 10 Eltern, was wir als eine ziemlich gute 
Resonanz einschätzen. Wir fanden es auch wichtig, den Eltern unsere antifaschistische Arbeit etwas 
näher zu bringen und darzulegen und ihnen die Möglichkeit zu geben, sich mal ein eigenes Urteil 
über die Menschen aus dem AZ und ihre Arbeit zu bilden. Aus Erfahrung wissen wir, daß antifaschisti¬ 
sche Arbeit oft falsch angesehen wird und viele Vorurteile in der Gesellschaft bestehen. 

Es stellte sich schließlich auch heraus, daß viele auch tatsächlich das allgemeine Vorurteil gegen das 
AZ vertraten, z.B. auch was Drogen angeht. Bei der Aussprache mit den Eltern kamen Ängste diesbe¬ 
züglich zum Vorschein, Überhaupt entstand der Eindruck, daß die meisten von ihnen unsicher sind, 
wie sie sich bei Konflikten verhalten können und sollen. Aber viele betonten, daß sie in bestimmten 
Konfliktsituationen hinter ihren Kindern stehen. So gesehen war der Elternabend ein erster Schritt zwi¬ 
schen Eltern und uns. Die Eltern dazu anzuregen, mehr Verständnis für ihre Kinder aufzubringen in Be¬ 
zug auf ihre antifaschistische Arbeit. Insgesamt haben die Eltern diese Einladung positiv aufgenom¬ 
men. Sie konnten sich nun endlich ein richtiges Bild von unserer Gruppe machen und viele haben 
festgestellt, daß ihre Vorurteile nicht zugetroffen haben. Vielleicht war der Abend so eine Anregung 
für die Eltern, die so ein Austausch für sinnvoll halten, sich weiterhin zu treffen. 

-~ Anmerkung der Tipperinnen — 

Wir sind der Meinung, daß Ihr - die Verfasserinnen - den Verlauf und die Ergebnisse des Elternabends 
zu positiv beurteilt und einseitig darstellt. Wobei Ihr ja über den Verlauf der Diskussion in Euerem Be¬ 
richt überhaupt nichts sagt - denn die war alles andere als rosig. (“Es gibt drei Geißeln der 
Menschheit...'', "Erbsünde..." usw.) Wir denken, daß die Eltern, die vorher Euerer antifaschistischen Hal¬ 
tung und Arbeit gegenüber aufgeschlossen waren, dies geblieben sind. Wir denken aber auch, daß 
sich bei den Eltern, die im AZ das “Reich des Bösen" (R. Reagan) sehen, ebenfalls nichts geändert hat. 

Saarbrücken, 16.11.1993 
— Anmerkung Ende — 



RECHTSHILFE - INFORMATIONEN 


wir lassen uns nicht gegeneinander aus 


Bei Demonstrationen immer da¬ 
bei haben: 

Personalausweis/Reisepaß, 23 
Pfennige (am besten abgezählt 
und mehrmals) zum Telefonieren 
bei der Polizei, Telefonkarte (zur 
Verständigung des Ermittlungs¬ 
ausschusses), Zettel und 
Schreibzeug, vorbereitete Zettel 
mit eigenem Name und Adresse. 
Daheim lassen: Adress-, Notiz- 
und Tagebücher. 

Falls ihr festgenommen werdet: 
Bei der Festnahme laut euren 
Namen rufen und die vorbereite¬ 
ten Zettel den Umstehenden zu¬ 
werfen. 

Die Polizei kann eure Personali¬ 
en feststellen, d.h. Ausweis ver¬ 
langen, außerdem Name, Vorna¬ 
me, Adresse, Geburtstag und 
Geburtsort und eine allgemeine 
Berufsbezeichnung. UND 

SONST GAR NIX ! 

Auf keinen Fall irgendetwas un¬ 
terschreiben! Ihr seid zu keiner 
Unterschrift verpflichtet, durch 
eine Verweigerung können euch 
keine Nachteile entstehen. 

Bei Beschlagnahmung von Ge¬ 
genständen: Quittung verlangen, 
darauf vermerken lassen, daß ihr 
Widerspruch erhebt. Nicht un¬ 
terschreiben: Beschlagnahmen¬ 
den Polizisten (Dienstnr.), Ein¬ 
heit und Ort notieren. 

Nur bei Festnahmen wegen einer 
Straftat ist eine Erkennungs¬ 
dienstliche Behandlung rechtlich 
zulässig. Ihr könnt gegen diese 
Maßnahme protestieren.... 

Ihr habt das Recht eure/n An¬ 
wältin/Anwalt oder angehörige 
anzurufen (nach StPO § 137). 
Versucht den 

Ermittlungsausschuß von eurer 

Festnahme und "Verbringung" zu unterrichten. Verlangt eine schriftliche Bestätigung, wenn dies verweigert wird. 

Macht auf keinen Fall Angaben oder Aussagen zu irgendwas; verlangt, zuvor mit eurem/r Anwalt/Anwältin zu sprechen. Selbst an- 
scheinen "Entlastendes" kann ungeahnte Folgen für dich oder andere haben. Auch außerhalb der Vernehmung keine Gespräche mit 
den Bullen. Jede Aussage kann später gegen euch oder andere verwendet werden. Laßt euch nicht durch Versprechungen oder Dro¬ 
hungen einschüchtern, denn die Bullen haben keinen Einfluß auf Staatsanwaltschaft oder Gericht. Auch dort habt ihr als Beschuldig¬ 
te immer ein Aussageverweigerungsrecht. 

Tausch mit euren Mitgefangen Namen und Adressen aus und verständigt nach der Freilassung den Ermittlungsausschuß. 

Ohne euch dem Haftrichter vorzufuhren, dürfen sie euch längstens bis 24 Uhr des auf die Festnahme folgenden Tages (also maximal 
47 Stunden) festhalten. 

Nach der Entlassung: 

Ruft unbedingt beim EA an, daß ihr wieder draußen seid. 

Fertigt ein schriftliches Gedächtnisprotokoll an. Schreibt möglichst genau auf, was vorgefallen ist (keine Selbstbelastungen oder Be¬ 
lastungen von Mitdemonstrantlnnen bitte) und sorgt dafür, daß dieses auch tatsächlich beim EA ankommt. 

Verletzungen umgehend von Ärztinnen oder im Krankenhaus behandeln lassen. Lasst euch gegebenenfalls Attest ausstellen. 

Einige Tage/Wochen/Monate nach der Festnahme bekommt ihr evtl, eine Vorladung zu den Bullen, am besten garnicht hingehen. 
IHR MÜSST NICHT! Jedes weitere Vorgehen möglichst mit allen Betroffenen besprechen. 

Wenn ihr Zeugen von Festnahmen oder Übergriffen geworden seid: 

Bei einer Festnahme bemüht euch um Name und Adresse der Festgenommenen. 

Auf jeden Fall ein Gedächtnisprotokoll schreiben und dem EA schicken. 

Was sonst noch alles dazu gehört, mensch beachten sollte, könnt ihr untenstehendem Artikel "Denken mußte selber" aus dem Heft 

"TIPS & TRIX für Antifas" entnehmen. m 
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keine aussagen bei bullen & Staatsanwaltschaft! 








Denken, nwßtc selber— 


Unter 'Aktionen' verstehen viele 
nichts anderes als 'draufhauen', 
vielleicht auch noch, mal zu sprü¬ 
hen öder Plakate kleben zu gehen. 

Diese Sichtweise halten wir für 
falsch und phantasielos. Und vor 
allem für nutzlos, weil uns nämlich 
eine ausschließliche Reduzierung 
auf diese wenigen Punkte nicht 
weiterbringt. Außerdem zeugt sie 

von einem sehr eingeengten poli¬ 
tischen Horizont, denn eine Aktion 

sollte sich immer ausschließlich 

daran orientieren, was in einer be¬ 
stimmten Situation richtig ist. Und 
die^,können sehr unterschiedliche 
Möglichkeiten sein, wie schon al¬ 
lein der Blick auf das Inhaltsver¬ 
zeichnis zeigt. Wir glauben, daß 
Widerstand sehr bewußt geleistet 
werden muß, daß also genaue 

Überlegungen und Analysen not¬ 
wendig sind. Wenn die Faschisten 
oder der Staat sehr stark sind, 
dann ist eine unberechenbare und 
für sie nicht vorhersehbare Vor¬ 
gehensweise notwendig. Dazu 
müssen wir uns klar sein, was wir 
für Möglichkeiten haben und genau 
abwägen, ob diese Aktion oder 
besser einer andere angemessen 
ist. Neben viel Phantasie ist es 
auch nötig, eine gewissen Routine 
zu entwickeln. Nur so können wir 
dem entgegenwirken, daß wir ver¬ 
bittern und/oder uns zu "Polit- 
Maschinen' entwickeln. 

Es gibt verschiedene Arten von Ak¬ 
tionen, z.B. legale, weniger legale 
und ganz und gar überhaupt nicb* 
legale. Es gibt Aktionen, die sich 
unmittelbar gegen einzelne Teile 
der Faschisten-Struktur richten 
und andere, die eher auf die Auf¬ 
klärung von Bürgerinnen ausge¬ 
richtet sind. Manche Aktionen 
brauchen wochenlange Vorberei¬ 
tungszeit, bei anderen reichen ei¬ 
nige Minuten. Wir können aus 
rechtlichen Gründen natürlich nur 
auf die halbwegs legalen eingehen, 
anderes wird nur angeschnitten. 

Mit dieser Broschüre werden wir dir 
das Nachdenken nicht abnehmen, 
denken mußte selber. Wir wollen 
aber einige Anregungen geben, an 
denen du dich vielleicht orientieren 
kannst und die du eventuell für 
deine Arbeit brauchst. Wir haben 
dabei weder den Anspruch an Voll¬ 
ständigkeit, noch auf Richtigkeit. 
Es sind zum Teil eigene Erfahrun¬ 
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gen oder die anderer Gruppen, die 
hier verarbeitet wurden. Die "Tips 
undTrix" können für dich eine Hilfe 
sein,- wenn du sie gebrauchen 
kannst. 

Egal, wie eine Aktion vorbereitet 
und durchgeführt wird, es gibt ei¬ 
nige Regeln, die eigentlich immer 
zu beachten sind: 

Jede Art von Aktion erfordert eine 
gründliche Vorbereitung, konzen¬ 
trierte Durchführung sowie eine 
Nachbereitung. Wichtig ist, daß 
diejenigen, die sich für eine Aktion 
verantwortlich fühlen, einigerma¬ 
ßen diszipliniert sind. Disziplin hat 
zwar für viele einen schlechten 
Beigeschmack, aber das hat in 
diesem Fall nichts mit Gehorsam 
oder Duckmäusertum zutun. Statt- 
dessen ist sie notwendig, um ein 
reibungsloses Gelingen einer Ak¬ 
tion zu gewährleisten. 

Ein anderer Grundsatz sollte sein, 
daß bei Aktionen nicht nur ein ein¬ 
zelner Mensch, sondern möglichst 
mehrere Leute den Überblick ha¬ 
ben. Wenn nur Eine oder Einer für 
alles die Verantwortung trägt, kann 
schnell was übersehen werden und 
außerdem ist es auch oft nötig, ein 
bestimmtes Vorgehen zu diskutie¬ 
ren. Damit ist aber nicht nur die 
Verantwortung für bestimmte Auf¬ 
gaben gemeint, sondern eben für 
die gesamte Aktion. Natürlich ist es 
wichtig, daß einzelne bestimmte 
Aufgaben übernehmen, aber man 
kann nicht sagen "Egon macht 
schon alles klar, ich brauch mich 
um nichts mehr zu kümmern" - das 
zeugt nur davon, daß der-/dieje- 
nige im Grunde nichts mit der 
jeweiligen Aktion zu tun haben will. 
Wer eine Aktion gut findet und mit¬ 
macht sollte sich auch mit allen 
anderen darum kümmern, daß alles 
gut klappt, auch ohne große Be¬ 
schlüsse im Vorherein. Wer eini¬ 
germaßen ein politisches Bewußt¬ 
sein hat, wird das aber auch von 
alleine einsehen und danach han¬ 
deln! 

Was bei Aktionen völlig überflüssig 
ist, ist das Brüsten mit dem "Ge¬ 
leisteten" oder der "eigenen Wich¬ 
tigkeit". Mackertum nützt nieman¬ 
dem was, Leute die sich nur selber 
heraussteilen wollen, haben auf 
Aktionen nichts zu suchen. Mei¬ 
stens sind es Maulhelden, die 
große Worte statt Verbindlichkeit 
vorzuweisen haben. 


Im Übrigen sollten auch für alle 
Beteiligten einige Verhaltensregeln 
klar sein: So muß klar sein, daß vor 
und während der Aktion absolut 
,Ji|ine Drogen genommen werden, 
das?gilt für Hasch genauso wie für 
Alkohol. Auch "nur ein (paar) Bier" 
benebeln bereits die bewußte 
Wahrnehmung und das Reaktions¬ 
vermögen und haben deshalb dabei 
nicht zu suchen I 

Genauso sollte man keine Telefon¬ 
listen, Adreßbücher, Tagebücher, 
Protokolle oder ähnliches mitneh¬ 
men, Bullen und Faschos sind 
nämlich sehr dankbar, wenn sie 
sowas in die Hände bekommen I 
Wenn es eine gute Vorbereitung 
gab und auch die Aufgabenvertei¬ 
lung geklappt hat, ist das gut. Aber 
auch die Leute, die keine konkrete 
Aufgabe übernommen haben, soll¬ 
ten sich bei Aktionen diszipliniert 
verhalten. Das heißt nicht etwa 
strammstehen, sondern z.B. wäh¬ 
rend des Verlaufs nicht irgendwo in 
der Gegend rumrennen, die Augen 
offenhalten und mit darauf achten, 
daß alles giattgeht. Nur wenn alle 
Beteiligten zuverlässig sind, hat 
eine Aktion die Chance gut rüt>er- 
zukommen und zu klappen. Und 
dies gilt für jede Art von Aktionen! 
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TIPS & TRIX für Antifas 



ANSCHRIFT: 


EDELWEISS-PIRATEN 

GNEISENAUSTR. 2 A 
1000 BERLIN 61 





Montags: Volxküche 19.00 Uhr 

AZ, Brauerstr. 39, SB 


Dienstags: Infobüro 17.00 - 20.00 Uhr 
Landwehrplatz, 66111 Sb 
Tel.: 0681/399990 
Fax.: 0681/34145 



‘ WachkUeo 


Redaktion des Antifaschisticben 
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Mittwochs: Infoladen 18.00 - 20.00 Uhr 
AZ, Brauerstr. 39, 66123 SB 
Tel.: 0681/374364 

Junge Linke-Treff ab 17.00 
AZ, Brauerstr. 39, SB 
Tel.: 0681/30521 

%. Mittwoch im Monat: 

AZ - Vollversammlung 20.00 Uhr 
Brauerstr. 39, Saarbrücken 

1. Donnerstag im Monat: 

Antifa-Plenum 19.00 
Deutsch-ausländischer Jugendclub 
Nauwieserstr.- 19, Saarbrücken 


NR. 14 

erscheint 

monatlich 


Abo kostet für 6 Ausgaben 
18,-DM (incl.Porto) 
zu bestellen bei: 
Infoladen 

c/o Autonomes Zentrum 
Brauerstr.39 
66123 Saarbrücken 

InfobüroSaarbrücken 
oder Alte Feuerwache, Landwehrplatz 2 

66111 Saarbrücken 


Plenums Saar 




von Freitags 20.00 Uhr bis Sonntags 10.00 Uhr 


.\x' stisc * e NOTRUF 
jZL % TELEFON 


c 

CD 


C 

o 


im Saarland 


1* * . .y 01 71/4 02 1043 

_ Funktelefon 

% \ 

^ ^ I T 3 Desholb von Überall \ mit Vorweh! wählen 


Offene Grenzen! Bleiberccht für alle Flüchtlinge 

Postfach 400201 

6 6002 Saarbrückrj ' 




Jec/ep 

yiorjtay 

WM 



'Sra.msit 33 
Saarbrücken 
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M E I N U N G S V I E 

FRIEDLICHE BE Q E6KUN6 



MUSE 


FÜR SIE KEINE LIPPENBEKENNTNISSE/SONDERN GELEBTER ALLTAG 
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te gemeinsam ein Zeic 
INTOLERAH 




. _rektion Mittel-Pressestelle - 

Telefon (068ir962^702/-4704 . Telefax (0681) 962-4705/470 














